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Vierte Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, am Donnerstag, den 16. März 190b.

Beginn 12 Uhr 30 Minuten.

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Antrag der II. Fachkommissionzum Haushaltsplan über die Kosten der Fürsorgeerziehung

Minderjähriger gemäß Gesetzes vom 2, Juli 1900 für das Rechnungsjahrvom 1. April 1905
bis 31. März 1906.

3. Antrag der II. Fachkommisston zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Errichtung einer Rheinischen Provinzial-Erziehungsanstalt für schulentlasseneFürsorgezöglinge
männlichen Geschlechtes und katholischen Bekenntnisses.

4. Antrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Abänderung der ss 3, 6 und ? der Vorschriftendes Rheinischen Provinzialverbandcs für die
Ausführung der FürsorgeerziehungMinderjähriger vom 12. Februar bezw. 14./15. Mai 1901
bezw. 12. März 1904.

5. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan
ll) zur Zahlung von Pensionen:c. an Provinzialbeamte und von Witwen- und Waisen-

geldern sowie Unterstützungenan deren Hinterbliebene,
d) zur Zahlung von Invalidengeldern (Unterstützungen)und Witwen- und Waisengeldern

an nicht ruhegehaltsberechtigteAngestellteund Arbeiter bezw. deren Hinterbliebene,
o) über die Dr. Klein-Stiftung

für das Rechnungsjahr vom 1. April 1905 bis 31 März 1906.
6. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend

den Ablauf der Dienstzeit des Landesrats Vorster und Vornahme der Wahl.
7. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend

die Wahl eines Landesmts und Vornahme der Wahl.
8. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend

die Fürsorge für die Provinzialbeamten bei Unfällen im Dienste.
9. Antrag der I. Fachkommissionzum Bericht und Antrag des Provinzialausfchusses,betreffend

die Verlängerung des mit der Landes-Versicherungsanstalt„Rheinprovinz" wegen Gestellung
von Beamten zur Erledigung der Bureau-, Kassen-,Rechnung«-, Kanzlei- und Botengeschäfte
derselbenabgeschlossenen Vertrages.

10. Antrag der I. Fachkommissionzum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Wahl der zur Mitwirkung bei den Geschäften der Rentenbank für die Provinz Westfalen,
die Rheinprovinz und die Provinz Heffen-Rafsau in Münster berufenen Kommissare der
Provinzilllvertretung und deren Stellvertreter und Vornahme der Wahlen.
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11. Antrag der I, Fachkommissionzum Bericht und Antrag des Provinzialansfchusses,betreffend
die Deckung des vom 43. Prouinziallandtagc bewilligten Zuschusses zur Sicgregulierung.

12. Antrag der IV. Fachkommission zum Haushaltsplan für die Verwaltung der landwirtfchaft-
schaftlichen Angelegenheitennebst

Anlage ^, Voranschlagfür die Provinzicil-Wein- und Obstbauschulezu Trier,
Anlage L, Voranschlagfür die Provinzial-Wein- und Obstbauschulezu Kreuznach,
Anlage <ü, Voranschlagfür die Provinzial-Wein- und Obstbauschulezu Ahrweiler

für das Rechnungsjahr vom 1. April 1905 bis 31. März 1906.
13. Antrag der IV. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialansschusses,betreffend

Gewähruug von weiteren Beihilfen zur Errichtung von kommunalenWassciuersorgungsanlagen.
14. Antrag der IV. Fachkommissionzum Haushaltsplan über die Verwaltung der Fonds zur

Gewähruug von Viehcntschädigungen infolge:
2,) von Rotz und Lungenfeuche(Reichsgesetz vom 23. Juni 1880, betreffend die Abwehr

und Unterdrückungvon Viehseuchen, und Ausführungsgesetzvom 12. März 1891),
Ii) von Milz- und Rauschbraud (Gesetz vom 22. April 1892, betreffend die Entschädigung

für an Milzbrand gefalleneTiere),
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1905 bis 31. März 1906.

15. Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Prouinzial-Taubstummenanstalten
zu Aachen,Vrühl, Cüln, Elberfeld, Essen, Kempen, Neuwied und Trier, sowie über die Ver¬
wendung der Wilhelm-Augusta-Stiftung, des Unterstützungsfondsder früheren Vereins-Taub-
stummencmstaltzu Coln und des Unterstützungsfondsfür entlasseneTaubstumme für das
Rechnungsjahr vom 1. April 1905 bis 31. März 1906.

16. Antrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialansschusses,betreffend
Erweiterungsbauten an Provinzial - Taubstummenanstalten behufs Durchführung des acht¬
jährigen Lehrganges.

17. Antrag der II. Fachkommissionzu den Haushaltsplänen der Provinzial-Blindencmstalten zu
Düren (Elisabeth-Stiftung) und Neuwied (Auguste Viktoria-Haus) sowie über den Unter¬
stützungsfondsfür Blinde für das Rechnungsjahr vom I. April 1905 bis 31. März 1906.

18. Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen über das Hebammenwesen einschließlich
der Hebllmmenlehrcmstaltcnzu Cöln und Elberfeld für das Rechnungsjahr vom 1. April 1905
bis 31. März 1906.

19. Autrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan für die erweiterte Armenpflegeauf Grund
des Gesetzes vom 11. Juli 1891 für das Rechnungsjahrvom 1. April 1905 bis 31. März 1906.

20. Antrag der II. Fachtommissionzum Haushaltsplan für die Verwaltung des Landarmenwesens
der Rhcinprovinz für das Rechnungsjahr vom 1 April 1905 bis 31. März 1906.

21. Antrag der II. Fachkommissionzum Haushaltsplan der Polizeistrafgelderfonds und des
Ehrenbreitsteiner allgemeinen Nrmenfonds für das Rechnungsjahr vom 1. April 1905 bis
31. März 1906.

22. Antrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialansschusses,betreffend
den Verkauf des Besitztums des Rheinischen Landarmeuverbandes in Urft (Kreis Schleiden.)

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Sitzung. Das Protokoll über die Plenarsitzung
vom 15. d. Mts. liegt auf dem Tische des Hauses offen.

Als Schriftführer werden in der heutigen Sitzung wirken die Herren Schrakamp und
von Groote.
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Wir kommen zum ersten Gegenstand der Tagesordnung:
Eingänge.
Es ist eingegangeneine Petition eines Herrn Ley in Much um Versagung eines Zuschusses

zum Bau einer Bahn von Siegburg nach Much wegen mangelndenBedürfnisses einer solchen Bahn.
Der Provinzialausschußhat sich bis jetzt noch nicht mit einem Antrage auf Gewährung

eines solchen Zuschusses beschäftigt. Die vorliegendePetition dürfte daher zur ressortmäßigen Ent¬
scheidung an den Provinzialausschuß abzugebensein. ,

Wenn keine anderen Vorschlägegemacht werden, dann nehme ich an, daß mein Vorschlag
Ihre Billigung findet, und ich werde darnachverfahren.

Sodann habe ich Ihnen noch einige geschäftlicheMitteilungen zu machen.
Die Beschreibungder Hebammenlehranstciltin Elberfeld mit einem Rückblick auf die Ent¬

wickelung der Provinzial-Hebammenlehranstaltenin der Rheinprovinzliegt im Landtngsbureau auf.
Diejenigen Herren, welche sich dafür interessieren,können ein Exemplar dieser Darstellung in dem
genannten Bureau, Zimmer Nr. XV, in Empfang nehmen.

Daran anschließend will Ihnen Herr Landtagsabgeordneter Friedelichs noch eine
Mitteilung machen.

AbgeordneterFriederichs: Meine Herren! Namens der II. Fachkommission beehre ich
mich, Ihnen mitzuteilen, daß eine Besichtigungder Hebammenlehrcmstaltin Elberfeld morgen be¬
absichtigtwird. Die Abreise von hier würde um 2 Uhr 51 Minuten vom Hauptbcchnhof erfolgen,
die Ankunft in Elberfeld um 3 Uhr 59 Minuten. Dort stehen die Wagen zur Hin- und Rückfahrt
zum Bahnhof Elberfeld bereit. Die Rückfahrt von Elberfeld nach hier würde 6 Uhr 6 Minuten
und die Ankunft in Düsseldorfum 6 Uhr 45 Minuten oder auch ? Uhr erfolgen.

Im Lllndtagsbureau liegt eine Liste zum Einzeichnen auf für diejenigen Herren, welche
an der Besichtigungteilnehmenwollen.

Damit ist der mir erteilte Auftrag erledigt. Meine Herren! Ich bitte Sie, sich recht
zahlreicheinzuschreiben; denn nach all den Mitteilungen, die uns in der Fachkommission geworden
sind, wird es tatsächlich der Mühe wert sein, sowohl die baulichen Einrichtungen wie die Lehr»
und Pflegceinrichtungendort kennen zu lernen,

Vorsitzender Becker: Die Herren werden also die Güte haben, Ihre Beteiligung rechtzeitig
in die Liste einzutragen, damit die nötigen Vorkehrungenfür die Herren getroffen weiden können.

Dann, meine Herren, fahren wir in der Tagesordnung fort und kommen zum nächsten
Gegenstandeder Tagesordnung:

Antrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Prouinzial-
ausschusses, betreffend die Errichtung einer Rheinischen Pruuinzial-
Erziehungsllnstlllt für schulentlassene Fürsorgezöglinge männlichen Ge¬
schlechts und katholischen Bekenntnisses.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterDr. Venn, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterDr. Venn: Meine Herren! Der Ihnen vorliegendeBericht

und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend die Errichtung einer Rheinischen Prouinzial:
Erziehungsanstaltfür schulentlassene Fürsorgezöglinge männlichenGeschlechtsund katholischen Bekennt¬
nisses ist eine Folge der vom vorigen Provinziallandtage in der Plenarsitzungvom 10. März 1904
gefaßten Beschlüsse, die des näheren am Eingange der Drucksache Nr. 13 aufgeführt sind.

In Ausführung dieser Anträge hat der Provinzialausschuß die gesamten Baupläne einer
nochmaligen Prüfung unterzogen und auf Grund von Gutachten Sachverständiger verschiedene
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Änderungenvorgenommen,namentlichdahingehend, daß an Stelle eines großen für 80 Zöglinge
berechneten Doppelwohnhauses2 kleinere Zöglingswohnhäuserfür je 40 Zöglinge in 2 Abteilungen
zu je 20 Köpfen gesetzt wordensind. Der Ausschuß ist hiermit, wie ich besonders hervorheben möchte,
einer Anregung aus der II. Fachkommissiondes vorigen Provinziallandtages gefolgt. Daß die
Gesamtkosten durch diese Änderungen höhere werden, liegt auf der Hand. Der Provinzialcmsschuß
hat sodann die speziellen Bauzeichnungenanfertigen lassen. Dieselben lagen in der Fachkommission
vor und haben keine Beanstandung gefunden. Das Programm ist in der Weise festgesetztund bis
jetzt auch so innegehalten worden, daß voraussichtlich bis zum Herbst 1906 die ganze Anstalt dem
Betrieb übergeben werden kann. Was die Personalfrage anbelangt, so ersucht die Verwaltung um
die Ermächtigung,das erforderlich werdendePersonal nach und nach, namentlich aber den Direktor
noch im Laufe dieses Jahres anstellen zu dürfen, damit der BetreffendeGelegenheit findet, sich in die
ganze Materie, insbesonderedurch Besuch von großen Erziehungsanstalten,einzuarbeiten.

Die Kommission erkannte die Zweckmäßigkeit dieses Vorschlagesan und trug kein Bedenken,
dem Antrag des Provinzicilausschusses ihre Zustimmung zu erteilen.

Aus der Mitte der Kommission wurde noch die Frage gestellt, wie das Verhältnis der
Bekenntnisse unter den Fürsorgezöglingensei und ob sich die Verwaltung gegebenenfallsmit der
Errichtung einer ähnlichen Anstalt für schulentlassenemännliche Fürsorgezöglingc evangelischen
Bekenntnisses befaßt habe.

Von Seiten der Verwaltung wurde hierauf erwidert, daß die Bekenntnisse der Zöglinge
mehr oder weniger genau dem Verhältnisse der Bekenntnisse der Einwohnerzahl der Provinz
entspreche, also von sämtlichen Zöglingen ungefähr ^/» katholisch und '/3 evangelisch seien, wobei
die verschwindend wenigen Zöglinge israelitischen Bekenntnissesnicht in Betracht kämen. Und ferner
wurde von Seiten der Verwaltung ein Beschlußdes Provinzialausschussesvom 10. Januar 1905
zur Kenntnis gebracht,in welchem es heißt:

„Bei der Beratung des Haushaltsplans über die Kosten der Fürsorgeerziehungwurde
von dem Landeshauptmanndie Frage der Errichtung einer Provinzial-Erziehungsanstalt
für schulentlasseneFürsorgezöglinge männlichen Geschlechts und evangelischen Bekenntnisses
zur Diskussiongestellt. Über die Zahl dieser Zöglinge, über die Möglichkeit ihrer
Unterbringung und über die Errichtung einer gemeinsamenErziehungsanstalt und
den Umfang der Benutzung einer von der Rheinprouinz zu bauenden Anstalt durch
andere Provinzen wurde Kenntnis gegeben. Der Provinzialausschuß konnte sich der
Ansicht nicht verschließen,daß der Bau einer Erziehungsanstaltfür schulentlasseneFürsorge-
züglinge männlichenGeschlechtsund evangelischen Bekenntnissesnach der bestehenden
Sachlage nicht werde zu umgehen sein, daß es aber als unangebrachtzu erachtensei,
schon jetzt mit einem solchen Bau vorzugehen,vielmehr die Erfahrungen erst abgewartet
weiden müßten, die bei der Ausführung einer Anstalt für solche Fürsorgezöglingc
katholischen Bekenntnissesgemacht werden. Bis dahin werde es wohl noch gelingen,
die Fürsorgezöglingcin Rede stehender Art, auch die schlimmeren Elemente unter ihnen,
in geeigneterWeise unterzubringen."

Die Kommissionerklärte sich durch die vorstehendenAuskünfte vefriedigt.
Nach diesen Ausführungen, meine Herren, darf ich namens der II. Fachkommissiondie

Anträge des Provinzialausschusseszur Annahme empfehlen.
Vorsitzender Becker: Ich eröffnedie Verhandlung — schließe dieselbe, da sich niemand

zum Wort meldet, und darf ohne besondereAbstimmung feststellen, daß das hohe Haus dem
Antrage der II. Fachkommission beigetretenist.
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Nun gehen wir zum Gegenstände Nr. 2 der Tagesordnung über: — ich hatte irrtümlich
Nr. 3 vorweggenommen.—

„Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Kosten der,
Fürsorgeerziehung Minderjähriger gemäß Gesetzes vom 2. Juli 1900 für
das Rechnungsjahr vom 1. April 1905 bis 31. März 1906."

Berichterstatterist wiederum Herr AbgeordneterI)r. Venn, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterDr. Benin Meine Herren! Der Haushaltsplan über die

Kosten der FürsorgeerziehungMinderjähriger für das Rechnungsjahr 1905 schließt ab in Einnahme
und Ausgabe mit 1242 000 Mach also mit einem Mehr gegen das Vorjahr von 213 500 Mark,
wovon, da nach den Ihnen bekannten Bestimmungender Staut 2/« trägt, auf den Provinzialverbcmd
40? 600 Mark entfallen, also 69 200 Mark mehr wie im Vorjahre. Es beruht dies, wie dies auch
bereits von dem Herrn Landeshauptmann gelegentlichder Erstattung des Vorberichts zu dem
Haupt-Haushaltsplan in der eisten Plenar-Sitzung auseinandergesetztworden ist, einmal auf der
fortgesetztsteigenden Zahl der Überweisungenzur Fürsorgeerziehung,und zum anderen auf der
Tatsache, daß namentlich sehr viele ältere besonders verwahrloste Minderjährige zur Fürsorgeerziehung
gelangen, deren Aufnahme in Anstalten zu hohen Pflegesätzenerforderlichist. Der Haushaltsplan
des laufendenJahres rechnet mit einem Bestände von 3790 Zöglingen zu durchschnittlich 250 Mark
Pflegegeld, der Ihnen jetzt vorliegende dagegen rechnet mit 4430 Zöglingen zu durchschnittlich
260 Mark. Eine Gewähr für die Innehaltung dieser Ziffern ist für das folgende Jahr ebensowenig
gegeben, wie sie für die vorhergehendenJahre vorhanden war. Schon jetzt ist die Gesamtzahl der
Zöglinge eine größere und werden auch 1905 Überschreitungen kaum zu vermeidensein, Infolge
der vorgetragenen Umstände erhöht sich der Hauptposten des ganzen Haushaltsplans Titel 1 1. der
Ausgabe um über 166 000 Mark und es sind damit die übrigen Mehrausgaben als: Kosten der
Bekleidungund Ausrüstung, der Überführung beim Stellenwechsel,Krankenhauspflegekostcu, Kosten
der Beaufsichtigungusw. ohne weiteres mitbegründet.

Eine Erhöhung, wenn auch nicht in dem Maße, haben auch die Verwaltungskostengefunden,
die von 81000 Mark auf 90 000 Mark angewachsen sind und sich durch reglementsmäßigcGehalts¬
erhöhungen, das Aufrückeneinzelner Beamten in höhere Stellungen und in sächlicher Beziehung
durch Zunahme der Geschäfte rechtfertigen. Meine Herren! Namens der II. Fachkommission habe
ich die Ehre, Ihnen den Antrag des Provinzialausschusseszur Annahme zu empfehlen.

Vositzendcr Becker: Auch hier meldet sich niemand zum Wort.
Dann schließe ich die Verhandlung und stelle fest, daß das hohe Haus dem Autragc

der II. Fachkommission gemäß den Haushaltsplan unverändert angenommenhat.
Wir kommen zum 4. Gegenstand der Tagesordnung:

„Antrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial¬
ausschusses, betreffend Abänderung der §§ 3, 6 und ? der Vorschriften
des Rheinischen Provinzialverbandes für die Ausführung der Fürsorge¬
erziehung Minderjähriger vom 12. Februar bezw. 14./15. Mai 1901 bezw.
12. März 1904."

Ich gebe wiederum Herrn AbgeordnetenDr. Venn das Wort.
Berichterstatter AbgeordneterDr. Venn: Meine Herren! Es liegt Ihnen ein Bericht

und Antrag des Provinzialausschussesbetreffend3 Abänderungender Vorschriftendes Rheinischen
Provinzialverbandes für die Ausführung der FürsorgeerziehungMinderjähriger vom 12. Februar
bezw. 14./15. Mai 1901 bezw. 12. März 1904 vor.
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Was zunächst den bei weitem wichtigsten Punkt, die unter Nr. II vorgeschlageneÄnderung
des § 6 anbelangt, die ich vorwegzunehmenmir erlaube, so kann der bisherige Standpunkt der
Provinzialverwaltung, die Übernahme von mit ansteckendenKrankheitenbehafteten Fürsorgezoglingen
bis zu der Beseitigung dieser Krankheiten zu verweigern, nicht aufrecht erhalten weiden und zwar
einmal aus rechtlichenGründen, nachdem das Obeiverwaltungsgericht entschiedenhat, daß an¬
steckende Krankheit keinen Grund bildet, den Beginn der Fürsorgeerziehunghinauszuschiebenund
daß etwaige entgegenstehende Bestimmungen der Reglements ungültig sind, dann aber namentlich
auch aus Gründen, die sich aus dem Sinne und der Tendenz des Fürsorgcerziehungsgesetzes
ergeben, da es eine der vornehmstenAufgaben der Fürsorgeerziehung ist, die mit ansteckenden
Krankheitenbehafteten Zöglinge möglichst schnell und gründlich von ihrer Krankheit zu heilen und
sie nach ihrer Überweisungso bald als möglich in die Obhut der Verwaltung zu übernehmen.

Letztere ist dann in der Lage, sie zu ihrer Heilung in Anstalten unterzubringen, wie sie
den Ortsarmenverbänden nicht zur Verfügung stehen, und die nicht nur in medizinischer Hinsicht
allen Anforderungen genügen, sondern auch die weitgehendste Berücksichtigungdes erziehlichen
Momentes ermöglichen.

Die II. Fachkommission konnte daher den Ausführungen in dem Berichte des Provinzial-
ausschusses um beitreten und nahm dabei noch mit Befriedigung davon Kenntnis, daß die Ver¬
waltung gegenwärtig bemüht ist, ähnlich wie dies für geschlechtskranke weibliche Zöglinge durch
Errichtung besonderer syphilitischerStationen in den Erziehungsanstalten zu Kaiserswerth und
Aachen-Soers geschehen ist, etwa unter Zusammenwirkung mit den Nachbarprouiuzen eine allen
medizinischen und erziehlichen Anforderungenentsprechende Gelegenheitzur Aufnahme von lungen¬
kranken — zunächst männlichen — Fürsorgezoglingeneinzurichten.

Die beiden Änderungen, die dann unter Nr. 1 und 3 des Berichtes des Provinzial-
ausschusses erörtert sind, haben eine geringere Bedeutung; sie bezwecken lediglicheine Erleichterung
in der Handhabung des Gesetzes und weiden jetzt mit vorgeschlagen,nachdem sich eine Änderung
des Reglements wegen des eben erörterten Punktes ohnehin als notwendig erwiesen hat.

Es hat sich zunächst als wünschenswertherausgestellt, daß über die Zöglinge, sobald sie
zur Einlieferung kommen sollen, eine ärztliche Gesundheitsbescheinigungvorliegt, aus der alles
hervorgeht, was zur Bestimmung zweckentsprechenderUnterbringung ausschlaggebendist. Um alle
Zweifel auszuschließen muß es wünschenswert erscheinen im Reglement auszusprechen, daß die Orts-
behörden verpflichtet sind, das vorgeschriebene Muster zu benutzen.

Was endlich den Punkt III betrifft, so sind nach 8 ? der Vorschriften die Ortsarmen-
verbände verpflichtet, zur Beschaffungder ersten Ausstattung der Zöglinge zu leisten:

a) bei Zöglingen unter 14 Jahren den Bauschbetragvon 60 Mark.
d) bei Zöglingen über 14 Jahren den Bauschbetrag von 70 Mark.
Es fehlt aber in den Vorschriften eine Festsetzungdes Zeitpunktes dieser Verpflichtung,

was zu Schwierigkeitengeführt hat, teils bezüglich der Höhe des Betrages, teils bezüglich der
Frage, welcher Ortsarmenverband verpflichtet ist. Der Vorschlagdes Provinzialausschusseszeigt
Ihnen, meine Herren, in welcherWeise die Lücke ausgefüllt werden soll.

Gegen diese Änderungwurden seitens eines Mitgliedes der II, Fachkommission Bedenken
erhoben und wurde eine geänderte Fassung: „Maßgebend für Verpflichtungist der Zeitpunkt der
Rechtskraftdes Überweisungsbeschlusses" mit folgender Begründung vorgeschlagen:

1. Die Verpflichtungdes Piovinzialverbaudcs, den Zögling unterzubringen, beginne mit
dem Augenblicke der Rechtskraft des Überweisungsbeschlusses;der Standpunkt der
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Piovinzialverwaltung, ihre Verpflichtung beginne erst mit der tatsächlichen Einlieferung
des Zöglings, finde keine Unterlage im Gesetz. Mithin müsse fttr die Verpflichtung
des Ortsarmenverbandes, die zeitlich nicht hinter die des Provinzialuerbcmdes fallen
könne, ebenfalls der Augenblick der Rechtskraftdes Beschlusses matzgebend sein.

2. Bei dem Standpunkt, den die Piovinzialverwaltung in dem Abänderungsvorschläge
bezüglich des § 6 einnehme,zwinge die Konsequenz, auch bei § ? den Zeitpunkt der
Rechtskraftals entscheidend anzusehen. .

3. In der vom Provinzialausschußvorgeschlagenen Änderung liege insofern ein Widerspruch,
als bei den Zöglingen, die sofort endgültig untergebracht würden, die tatsächliche
Ginlieferung,bei den vorläufig untergebrachtenund in der betreffendenAnstalt ver¬
bleibenden aber der Tag der Rechtskraft entscheiden solle, während ein innerer
Grund hinsichtlich der Verpflichtungdes Provinzialverbandes, hier einen Unterschied zu
machen,nicht vorliege.

Gegen diese Begründung wurde von seiten der Piovinzialverwaltung eingewendet, daß
mit der Rechtskraft des Beschlussesdie Verpflichtungdes Provinzialverbandes, den Zögling zu
erziehen,beginne, falls er ihm überhaupt eingeliefertwerde. Ob und wann dieser Fall eintrete,
sei eine Frage tatsächlicherNatur. Daß das Gesetz die Verpflichtungdes Provinzialverbandes
nur in diesem Falle und nur von diesem Augenblickan entstehen lassen wolle, ergebe sich
unverkennbar aus den §ß 9 uud 15 des Gesetzes,worin alle Verpflichtungen,die der Übergabe
an den Provinzialverband vorangehen, anderen Organen auferlegt feien. Entscheidend sei, daß der
letzte dieser Vorgänge, die Überführungselbst, von der Polizeibehördedes Aufenthaltsortes auszu¬
führen fei und daß ß 15 bestimmt:

„Die Kosten der Überführung und der dabei nötigen reglementsmäßigenersten Aus¬
stattung tragt der Ortsarmenverband." Da der im Reglement geforderte Bauschbctrag nichts
anderes sei als diese erste Ausstattuug, so trage der Vorschlagdes Pruuinzialausschussesnur den
gesetzlichenBestimmungenRechnung.

Zwischenden Änderungen des § 6 und 7 des Reglements bestehe absolut kein Zusammen¬
hang; bei § 6 handele es sich um die Frage, ob der Proviuzialverbaud zur Übernahme kranker
Zöglinge überhaupt verpflichtetsei. Würde diese Frage bejaht, so sei damit bezüglich der für § 7
aufgeworfenenFrage, wann sie zu übernehmensind, keinerlei Entscheidunggetroffen, es verbleibe
hierin wie bei den gesunden Zöglingen bei den eben vorgetragenen gesetzlichenBestimmungen.

Endlich sei allerdings richtig, daß in dem Vorschlage des Prouinzialausfchuffeszwei ver¬
schieden Zeitpunkte festgesetztseien, je nachdemder Übernahme in die endgültigeFürsorgeerziehung
eine vorläufige Unterbringung vorhergegangensei oder nicht. Diese Verschiedenheit ergebe sich aber
aus dem Gange der Dinge. Sei keine vorläufige Unterbringung angeordnet gewesen, so könne
die Verpflichtung des Provinzialverbandes, wie schon gesagt, eben erst mit der Einlieferung des
Zöglings beginne», während bei einer vorhergegangenen vorläufigen Unterbringung diese
wichtigste Bedingung für den Beginn der provinziellenVerpflichtungbereits erfüllt sei und deshalb
gewiß nichts im Wege stehe, an die Rechtskraft des Überweifuugsbeschlusses anzuknüpfen.

Endlich hoben die Vertreter der Provinzialverwaltuug nochmalshervor, daß letztere bisher
an dem Grundfatze, die Verpflichtung des Provinzialverbandes beginne erst mit der tatsächlichen
Einlieferung des Zöglings, in allen vorkommendenFällen und mit Erfolg festgehaltenhabe, und
daß sie daher die Durchbrechungdieses Grundsatzes in einem wenn auch vielleicht nebensächlichen
Punkte dringend widerraten müsse; sie wolle lieber auf eine Abänderungdes Reglements verzichten

12
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und es wie bisher in vorkommendenZweiiclsfällen bei einer Entscheidung von Fall zu Fall
bewendenlassen.

Bei der darauf folgenden Abstimmung sprach sich die Mehrheit für den Antrag des
Provinzialausschussesaus.

Auf Grund dieser Darlegungen beehre ich mich namens der II. Fachkommission Ihnen
die Anträge des Provinzialausschussesunverändert zur Annahme zu empfehlen.

VorsitzenderBecker: Ich eröffnedie Verhandlung — schließe dieselbe, da sich niemand
znm Wort meldet, und darf wohl ohne besondere Abstimmung feststellen, daß das hohe Haus deu
Vorschlägenseiner II, Fachkommission beigetretenist.

Dann treten wir in die Verhandlung des fünften Gegenstandes der Tagesordnung:
„Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan

ll) zur Zahlung von Pensionen ic. an Pruvinzialbeamte und von
Witwen- und Waiscngeldern sowie Unterstützuugen an deren
Hinterbliebene,

d) zur Zahlung von Invalidengeldcrn (Unterstützungen) und Witwen-
und Waisengeldern an nicht ruh cgchaltsbcrcchtigtc Angestellte
und Arbeiter bezw. deren Hiuterbliebcne,

o) über die Dr. Klein-Stiftung
für das Nechuungsjahr vom 1. April 1995 bis 31. März 1906."

Berichterstatterist Herr AbgeordneterBarthels, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter AbgeordneterBarthels: Meine Herren! Der Pensions-Haushaltsplan

des Landtages hat nach dem vorgelegten Haushaltsplan eine Vermehrung erfahren um 33 900 Mark.
Die Mehrausgaben beruhen zum allergrößten Teil auf bestehenden Verträgen. Und es ist deshalb
kaum eine weitere Bemerkungdazu zu machen.

Auf Einzelheiten eingehend erlaube ich mir bei der Ginnahme darauf aufmerksam zu
machen, daß dieselbe um 1500 Mark bei Titel I. 1 gestiegen ist. Das ist eine Mchr-Zinsen-
einnahme, die dadurch herbeigeführtworden ist, daß die Bestände dieses Fonds bei der Landesbank
zinsbar angelegt worden sind.

Unter Titel II Position 1 befindet sich eine Mehreinnahme von 14 400 Mark. Diese
ist dadurch herbeigeführt, daß für die sämtlichen Beamten der neuen Anstalt Iohcmnisthal bei
Suchtet» in diesem Jahr zum ersten Male Pcnsionszuschüssezu leisten sind und diese belaufen
sich auf diese Höhe.

Dann haben wir in der Einnahme einen Ausfall von I? 900 Mark bei der Position II 1 K.
Diese ist dadurch hervorgerufen, daß nach einem früheren Beschluß des Provinziallandtages der
Zuschuß für Zahlung der Invalidcngclder der Bediensteten der Stratzenbauverwaltung jetzt beim
Haushaltsplcm dieser Verwaltung zur Verrechnungkommt und deshalb hier ausscheidet.

Weiter befindet sich noch eine wesentliche Änderung in dem Titel II Nr 11 der Einnahme,
eine Mehreinnahme von 21 000 Mark. Und es wird in dieser Beziehung auf den Beschluß des
Provinziallandtages in der Sitzung vom 11. März 1904 verwiesen.

Bei den Ausgaben find, wie schon vorher erwähnt, die bestehenden Vertrage maßgebend
gewesen. Es ergibt sich dadurch für den Titel I eine Mehrausgabe von 5700 Mark, bei dem
Titel II eine Mehrausgabe von 4000 Mark, bei dem Titel III eine Mindcrcmsgabcvon 800 Mark.

Dann haben wir in der Ausgabe bei Titel IV eine Mehrausgabe von 21 800 Mark.
Das ist eben der Zuwachs, der durch die Anstalt Iohannisthal herbeigeführtworden ist. Was
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etwa nicht zur Ausgabe gelangen sollte, stießt dem Fonds zu und wird, wie vorhin auch schon
diese Summe es erwiesen hat, zinsbar angelegt.

Ebenso beruhen die unter Titel VI und VII in Ausgabe gestelltenBeträge sämtlich auf
früher vom Provmziallandtag beschlossenen Engagements.

Infolgedessen,meine Herren, hat die I. Fachkommission keinerlei Ausstellungenan diesen:
Haushaltsplan zu machen gehabt, sie empfiehlt Ihnen vielmehr die unveränderteAnnahme desselben.

Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemand zum Wort. Dann schließe ich die Ver¬
handlung und darf wohl ohne besondereAbstimmungfeststellen,daß das hohe Hans dem Antrag
der I. Fachkommission beigetreten ist.

Wir kommen dann, meine Herren, zum Gegenstand Nummer 6:
Antrag der I. Fachkommission zum Bericht uud Antrag des Provinzial-
ausschusscs, betreffend den Ablauf der Dienstzeit des Landesrats Vorstcr
und Vornahme der Wahl.

Ich gebe Herrn AbgeordnetenFriderichs-(Elberfeld)das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Friderichs-(Elberfeld): Meine Herren! Die 12jährige

Amtsperiode des Herrn Landesrats Vorster wird am 1. August des nächsten Jahres ablaufen.
Die Provinzialverwaltung erachtet es für erwünscht, schon einige Zeit vor Ablauf der Dienstzeit
den Beamten Sicherheit für ihre fernere Zukunft zu bieten. Aus diesem Grunde hat sie auch
die Vorlage wegen der Wiederwahl des Herrn Landesrats Vorster schon in dieser Session
veranlaßt.

Die I. Fachkommission, meine Herren, hat sich diesen Erwägungen und der anerkennenden
Beurteilung der Tätigkeit des Herrn Landesrats Vorster angeschlossen und empfiehlt Ihnen einstimmig
die Wiederwahl des Herrn Vorster. (Beifall.) Meine Herren! Bezüglichder Bedingungen, ist zu
bemerken, daß der Punkt 3 der damals vereinbarten Bedingungen, wonach der von Herrn Vorster
seinerzeit in der Provinz Sachsen erworbene Pensionsanspruch demselben solange gewahrt bleibt,
bis derselbe Hierselbst den gleichen oder einen höheren Pensionsanspruch erworben haben würde,
jetzt, nachdem dieser Zeitpunkt inzwischen eingetreten ist, in Fortfall kommen soll.

Ich habe danach die Ehre, Ihnen namens der I. Fachkommission vorzuschlagen:
„Der Provmziallandtag wolle den Landesrat Vorster unter den in Drucksachc Nr. 4
aufgeführten Bedingungen auf eine weitere 12jährigc, am 1. August 1906 beginnende
Amtsperiode wiederwählen "

Ich stelle meinerseitsdazu den Antrag, diese Wahl durch Akklamationzu tätigen.
VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung. Es meldet sich niemand zum Wort,

dann schließe ich die Verhandlung.
Es ist vom Herrn Berichterstatter der Antrag gestellt, die Wahl per Akklamationvorzu¬

nehmen. Das ist nach dem Wahlrcglement zulässig,wenn von keiner Seite Einsprucherhoben wird.
Ein solcher Einsprucherfolgt nicht. Dann stelle ich fest, daß Sie beschlossen haben, die

Wahl per Akklamationvorzunehmen.
Vorgeschlagen wird, von ihrer Fachkommissionden Herrn Landesrat Vorster durch

Akklamationwieder zu wählen. Ich bitte diejenigenHerren, welche dementsprechendbeschließen
wollen, sich von Ihren Sitzen zu erheben.

(Geschieht.)
Ich darf wohl die einstimmigeWiederwahl des Herrn Vorster zum Landesrat hiermit

feststellen. Damit ist der Gegenstand erledigt.
12*
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Wir kommenzum nächsten Gegenstand der Tagesordnung:
„Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial¬
ausschusses, betreffend dieWahl eines Landesrats und Vornahme der Wahl."

Der Berichterstatterist wiederum Herr AbgeordneterFriderichs-(Elberfeld.)
Berichterstatter Abgeordneter Friderichs-(Elberfeld): Meine Herren! Von den im

vorigen Jahre neu erwählten drei Landesräten war Herr Dr. Horion ursprünglichfür die Lcmdes-
Versicherungsanstaltbestimmt. Die Provinzialverwaltung hat aber Bedenken getragen, den Herrn
Dr. Horion aus seiner sehr nützlichen Wirksamkeitim Landarmenwesen herauszunehmen, nachdem
im Laufe der letzten Jahre durch den Wechselder Dezernenten mehrfachNachteile in der einheit¬
lichen Behandlung der Geschäfte sich herausgestellthatten. Dadurch war nun allerdings das im
vorigen Jahre bereits nachgewiesene und auch vom Landtage anerkannteBedürfnis der Vermehrung
der Dienststellen in der Landesversicherungsanstaltnicht voll befriedigt, und es ist daher vom
Provinzilllausschußvorgeschlagen worden, die Besetzung dieser zweiten Stelle nunmehr vorzunehmen.

Die I. Fachkommission hat diesem Vorschlagezugestimmt, und es kann demselbenauch
ohne weiteres entsprochenwerden, weil durch das unerwartete Hinscheiden des Herrn Geheimrat
Klausener eine Lcmdesratstellevakant geworden ist.

Meine Herren! Ich bitte um die Erlaubnis, bei dieser Gelegenheit — und ich glaube,
es wird das auch Ihrem allseitigen Empfinden entsprechen — des so unerwartet Heimgegangenen
Herrn Klausener zu gedenken, eines Mannes, der seine ganze reiche Kraft des Geistes und des
Herzens in den Dienst der Provinz gestellt hat und der sich weit über deu Kreis der Provinz
hinaus nur Freunde erworben hat. (Lebhafter Beifall,)

Meine Herren! Dieses Mannes hier zu gedenken, meint die I, Fachkommission, sei unsere
ehrenvollePflicht (Beifall), daß ihm ein Andenken auf alle Zeiten hinaus gewahrt bleiben wird,
ist unser aller feste Überzeugung.

Meine Herren! Eine erneute Ausschreibungfür die Stelle des Landesrats brauchte nicht
stattzufinden, da die Bewerbungen des vorigen Jahres noch vorlagen. Unter den Bewerbern
befindet sich auch der älteste bei der Verwaltung beschäftigte Gerichtsassessor Herr Dr. Schauseil.
Derselbeist seit dem 24. Mai 1901, also bereits über 3 Jahre, in der Landes-Versicherungsanstalt
tätig und hat sich nach dem Urteil der Verwaltung für diese Stelle als durchaus geeigneterwiesen.
Aus demselbenGrunde, aus dem die Belastungdes Herrn Dr, Horion in seiner Tätigkeit zweckmäßig
erschien, erachtet die Verwaltung es für angemessen, eine bereits bewährte Kraft in diesem Verwaltungs-
zweigc aufrückenzu lassen, und empfiehlt daher für die Wahl zum Landesrat Herrn Dr. Schaufelt.

Auch in dieser Beziehung hat sich die I. Fachkommission der Meinung der Verwaltung
angeschlossen,und ich habe daher die Ehre, Ihnen namens der Fachkommisston vorzuschlagen:

„Der Provinziallandtag wolle die Wahl des Gerichtsassessors Dr. Schauseil als Landesrat
vom 1. April 1905 ab auf 12 Jahre unter den Bedingungenvornehmen, daß der Gewählte
1. gehalten ist, auf Beschlußdes Provinzialausschussesdie Geschäfte als Mitglied oder

stellvertretendesMitglied des Vorstandes der Landes-Versicherungsanstaltim Haupt¬
oder Nebenamte zu übernehmen oder sich bei der Zentralstelle nach Anordnung des
Landeshauptmanns, insbesondereauch unter einem anderen oberen Beamten, welcher
als Abteilungsdirigentfungiert, zu beschäftigen;

2. sich verpflichtet,ohne Genehmigung des Provinzialausschusseskein Mandat für eine
politische Körperschaftoder in die Gemeindevertretung zu übernehmen, wenn ihm
für letztere ein gesetzlicherAblehnungsgrund zur Seite steht."
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Ich möchte beantragen, anch in diesem Falle die Wahl durch Akklamationvorzunehmen.
VorsitzenderBecker: Meine Herren! Ich eröffne die Verhandlung und gebe zunächst

Herrn AbgeordnetenZweigert das Wort,
AbgeordneterIweigert: Meine Herren! Bei der vorigen Wahl handelte es sich um

die Wiederwahl eines Herrn, der uns allen bekannt war. Der Provinzialausschußhat aber trotzdem
in einer Drucksache uns die vollständigenPersonalien des genannten Herrn in dankenswerterWeise
mitgeteilt. Diesmal handelt es sich um die Wahl eines Herrn, der nur und wahrscheinlich sehr
vielen anderen von Ihnen vollkommen unbekannt ist. Es ist uns aber irgend eine Mitteilung
über die Personalien dieses Herrn nicht gemacht worden. In der Drucksache findet sich darüber
kein Wort. Ich weiß nicht, wie alt er ist; ich weiß überhaupt über den Herrn gar nichts. Ich
mochte daher an den Herrn Berichterstatterdie Bitte richten, uns wenigstensüber die Personalien
des Herrn in etwa zu unterrichten.

Vorsitzender Becker: Der Herr Landeshauptmann hat das Wort.
Landeshauptmann Dr. Renvers: Meine Herren! Wenn ich zu den Personalien noch

einiges hinzufügendarf: Sie sind nicht besonders aufgenommen,weil sie in der vorjährigen Liste
einzeln angegebenwaren. Wenn ich aus dem Kopf referieren darf, so ist der Assessor Schauseil
geboren im Jahre 1871, Er hat das Gymnasium hier absolviert, hat seine Studien in Freiburg,
Bonn und Berlin absolviert, hat das erste und zweite Examenrite bestanden, ist dann einige Zeit
bei der Staatsanwaltschaft des Landgerichts Düsseldorfbeschäftigt gewesen, ist dann hier eingetreten
und von vornherein bei der Versicherungsanstaltin Tätigkeit getreten. Er hat jetzt 3 bis 3 ^ Jahre
dort fungiert. Nach dem Urteil seines damaligen Abteilungsdirigenten des Herrn Geheimrats
Klausener war er im vorigen Jahre für die Stelle des Landesrats bei der Anstalt drüben als
geeignet befunden worden, und ich kann dieses Urteil, das damals der Vorsteher der Abteilung
abgegebenhat, auch heute nur bestätigen. Er hat in den 8^/2 Jahren seine Pflicht dort getan,
und wir haben den dringenden Wunsch, jemanden dort drüben zu behalten, der die Geschäfte der
Versicherungsanstaltschon kennen gelernt hat, und nicht jemanden zu bekommen, der sich dort
zunächst wieder mit Mühe und Not hineinlebenmuß.

Ich darf noch eins hinzufügen. Mit der ganzen Verwaltung, wie sie bisher betrieben
worden ist, wird es auf die Dauer nicht mehr gehen. Wir haben nur eine bestimmteAnzahl von
Landesratsstellcn und haben uns bisher so durchgeholfen, daß wir bis zum vorigen Jahre
13 Assessorenuud jetzt noch 9 Assessoren beschäftigten. Meine Herren! Früher war der Herr
Iustizminister entgegenkommend und ließ uns die Assessoren sieben, acht Jahre, Im vorigen Jahre
war einer der gewählten Landesräte in der Lage, im siebenten Jahre schon, der andere glaube ich
im achten Jahre beschäftigt gewesenzu sein. Jetzt ist das anders geworden. Der Iustizminister
gibt den Assessoren nur noch Urlaub auf zwei Jahre. Mit Herren, die nur auf zwei Jahre hierher
beurlaubt sind, kann die Verwaltung auf die Dauer aber garnicht rechnen. Sie kommen hierher,
arbeiten sich sechs Monate meinetwegen bei der Versicherungsanstaltein, dann üben sie zwei Monate,
im folgenden Jahre wieder zwei Monate. Von den zwei Jahren, die sie zur Verfügung haben, gehen
immer ruhig zehn Monate ab. Ich habe sie also eigentlich nur für ein Jahr, kaum etwas über
ein Jahr, zur Verfügung. Es muß darauf gesehen werden, daß eine gewisseStabilität und gewisse
Kontinuität in der Verwaltung bleiben. Darum kann ich auf die Dauer mit den Assessoren in der
großen Zahl wirklich nicht weiter wirtschaften. Es wird die Frage an uns herantreten, ob wir da
überhaupt nicht stabilere Verhältnisse schaffen müssen und die eine oder andere etatsmäßige
Stelle im nächsten Jahre oder in den folgendenJahren noch einrichten. Das setzt voraus, daß
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das Statut abgeändert wird. Eine Statutenänderung ist Ihnen diesmal nicht vorgeschlagen worden,
da zufällig die eine Stelle durch den Tod des Geheimrats Klausener frei geworden ist.

Ich kann nur wiederholen: Nach der Auffassungdes Vorstandes der Versicherungsanstalt
und auch des Ausschusses eignet sich der älteste Assessor zur Ernennung zum Landesrat.

Eines darf ich noch hinzufügen. Lassen wir die jetzt beschäftigtenältesten Assessoren
einfach gehen, ohne daß wir sie definitiv anstellen, dann haben wir keine Aussicht,Hilfsarbeiter
weiter zu bekommen. (Sehr richtig!) Wenn einer brauchbar und tüchtig ist, dann müssen wir ihn
auch bei der Wahl in erster Linie berücksichtigen.(Beifall).

VorsitzenderBecker: Herr AbgeordneterZweigert hat das Wort.
Abgeordneter Zweigert: Meine Herren! Ich bin dem Herrn Landeshauptmann sehr

dankbar für seine Mitteilungen, Ich weiß doch jetzt wenigstens,wem ich meine Stimme zu geben
habe und wen ich zu wählen habe. Ich kann seiner Auffassung auch nur beitreten, daß der
Zustand, wie er jetzt ist, ein ganz unhaltbarer ist, daß es eine dringende Pflicht des Prouinzial-
landtages ist, diejenigenAssessoren, welche sich bewährt haben, auch in die definitiven Landesrats¬
stellen einrücken zu lassen.

Aber ich meine, das entbindet den Provinzialansschußnicht von der Verpflichtung, dem
Landtage diejenigen Mitteilungen zu machen, die ihn zu diesem Urteil auch tatsächlich befähigen.
Nachdem diese Mitteilungen gemacht sind, habe ich meinerseitsBedenkennicht mehr zu erheben
und würde einem Antrage auf Akklamationswahlnicht widersprechen.

VorfitzenderBecker: Es meldet sich sonst niemand weiter zum Wort.
Der Herr AbgeordneteDr. Klein hat das Wort.
Abgeordneter viv Klein: Meine Herren! Ich kann aus meiner eigenen Erfahrung

auch nur bestätigen, daß, nachdem der Iustizminister einen Urlaub für die Assessoren nur auf
2 Jahre erteilen will, es mit den Assessoren überhaupt nicht mehr gehen wird und daß Sie deshalb
am besten tun, wenn Sie eine größere Anzahl etatsmäßiger Stellen einrichten. Dann können die
Stellen ausgeschrieben werden und Sie können sich diejenigenKandidaten aussuchen, die Sie für
die geeignetsten halten.

VorsitzenderBecker: Es meldet sich niemand mehr zum Wort. — Dann schließe
ich die Verhandlung. Meine Herren! Wir kommen zunächst zur Abstimmung über die
Anstellungsbedingungen. Erinnerungen sind in der Beziehung nicht gezogen. Ich darf daher
wohl feststellen, daß der Landtag die Anstellungsbedingungen,unter denen die Wahl erfolgen soll,
genehmigt.

Wir kommen dann zum Wahlakt selbst. Die Wahl kann auch in diesem Falle per
Akklamationerfolgen, wie das bereits von dem Herrn Berichterstatter in Vorschlag gebracht worden
ist. Diese Akklamationswahl darf aber nur eintreten, wenn von keiner Seite Einspruch erhoben
wird. — Ein Einspruch wird von keiner Seite erhoben. Ich darf feststellen,indem ich die
Verhandlung schließe, daß das hohe Haus beschlossenhat, die Akklamationswahl eintreten
zu lassen.

Seitens des Ausschusses und seitens Ihrer I. Fachkommission ist der Herr Gerichtsassessor
Schauseil zur Wahl als Landesrat vorgeschlagen. Ich darf wohl diejenigenHerren, welche den
Herrn Gerichtsassessor Schauseil zum Landesrat unter den eben bereits festgestellten Bedingungen
wählen wollen, bitten, sich zu erheben. (Geschieht.) Auch hier darf ich feststellen,daß die Wahl
einstimmigerfolgt ist.

Damit ist der Gegenstand erledigt.
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Wir kommen zum Gegenstand Nr. 8 der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinziell-
ausschusses, betreffend die Fürsorge für die Provinzialbeamten bei
Unfällen im Dienste.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterDr. Kaufmann, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Kaufmann: Meine Herren! Die Fürsorge für die

Provinzialbeamten der Rheiuprovinz infolge von Unfällen im Dienst hat sich bisher nach den
Bestimmungendes 40. Provinziallandtags geregelt. Der 40, Provinziallandtag hat im Jahre 189?
beschlossen,den Provinzialausschußzu ermächtigen,den Beamten und Bedienstetender Rheinprovinz,
wenn sie im Dienste der Provinz einen Unfall erleiden, diejenige Fürsorge zuteil werden zu lassen,
welche dem Gesetze vom 15. März 1886 und dem vom 18. Juni 188? entspricht. Die Fürsorge
besteht im allgemeinenin einer erhöhtenPension und in einer Hinterbliebenenversorgung.Inzwischen
sind die Sätze, welche die eben angeführten Gesetze gewährten, durch ein neues Rcichsgcsch bezw.
ein Preußisches Gesetz von 190 l, und 1902 erweitert worden, und es ist an sich selbstverständlich,
daß nunmehr auch diese erhöhten Sätze im Falle einer Bewilligung durch den Provinzialausschuß
einzutreten haben. Der Provinzialausschuß wünscht aber zur Vermeidung von irgend welchen
Zweifeln, daß dieses ausdrücklich durch das hohe Hans ausgesprochen werde, und die I. Fachkommission
empfiehlt Ihnen daher, diesem Wunsche des Proviuzialmisschusscs,gegen den irgend welche Bedenken
nicht bestehen, zu entsprechen.

Aber die Provinzialuerwaltung hat auch noch eine weitere Bitte an Sie, nämlich die,
dem Provinzialausschuß in besonders gearteten Fällen die Erlaubnis zu geben, auch über den
Rahmen der gesetzlichenFürsorge hinaus zu gehen.

Meine Herren! Zwar haben die neuen Gesetze von 1901 uud 1902 insbesondere in
Fällen einer völligen Hilflosigkeit infolge des Unfalles wesentliche Verbcsserungen für den Betroffenen
eintreten lassen, indem jetzt der Verunglückte sogar mit dem Höchstsatz von 100 Prozent seiner
Dienstbezügebedacht werden kann. Ebenso ist auch die Hinterbliebenenfürsorgcin einer günstigeren
Weise geregelt. Aber nichtsdestowenigerhaben sich Falle im Laufe der Zeiten ergeben, die es
wünschenswert erscheinen lassen, daß auch über den Rahmen insbesondere der Hinterbliebenenfürsorge
hinaus eine Fürsorge eintritt.

Es ist in der Kommisston vorgetragen worden, daß namentlich die Überweisungvon
geisteskranken Verbrechernin Piovinzial-Pflegennstalten die Folge gehabt hat, daß Ärzte körperlich
und zum Teil sogar mit tätlichem Ausgang verletzt worden sind und daß infolgedessen eine gewisse
Beunruhigung in den Kreisender Irrenärzte, soweit sie in den Provinzialanstalten beschäftigt sind,
Platz gegriffenhat und eine berechtigte Unruhe über das Fortkommen ihrer Hinterbliebenen,ihrer
Frauen, ihrer Kinder, besteht. Es gibt Falle, meine Herren, in denen der Höchstbetragvon
20 Prozent des Gehaltes des Mannes für eine nach dem Stande der Witwe auskömmliche Existenz
nicht genügt. Es gibt insbesondereauch Fälle, in denen die Versorgungder Kinder, welche nach
dem Gesetz nur bis zum vollendeten 18, Lebensjahre Bezüge erhalten dürfen, nicht ausreicht,
Insbesondere sind hier die Fälle anzuführen, in denen den Kindern eine gehobene Erziehung, eine
bessere Ausbildung zuteil wird, die meistens nicht mit dem 18. Lebensjahrezum Abschlußgelangt,
sondern vielleicht erst da beginnt. Infolgedessen erscheintder Wunsch des Provinzialausschusses
berechtigt,daß er in solchen Äusnahmefällenin die Lage versetzt ist, die Härten des Gesetzes zu
mildern und auch Beträge zu Gunsten der Hinterbliebeneneinzusetzen, die über das gesetzliche Maß
hinausgehen. Die Verwaltung bittet daher, in solchen Fällen dem Provinzialausschußdie einstweilige



96 45. Rheinischer Provinziallandtag, 4. Sitzung am 16. März 1905.

Regelung der Hinterblicbenenversorgungzu gestatten, selbstverständlich mit der Maßgabe, daß der
Provinziallandtllg bei seinem dcmnächstigen jedesmaligenZusammentreten um seine Genehmigung
ersucht uud ihm die Lage der Einzelfälle dargelegt wird.

Die I, Kommissionist der Meinung, daß es sich um ein durchaus billiges Verlangen
handelt und empfiehlt Ihnen daher die Annahme der eben genannten und zur Verlesung
gelangten Anträge.

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung. — Es meldet sich niemand zum
Wort, — Ich schließe dieselbe und darf wohl ohue besondere Abstimmungfeststellen, daß das hohe
Haus dem Antrage seiner I. Fachkommission bcigetreten ist.

Wir gehen zum 9. Gegenstand der Tagesordnung über:
„Antrag der I, Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend dieVcrlängerungdes mit der Landes-Versichcrungs-
anstalt „Rheinprovinz" wegen Gestellung von Beamten zur Erledigung
der Bureau-, Kassen-, Rechnuugs-, Kanzlei- uud Botengeschäfte derselben
abgeschlossenen Vertrages."

Ich gebe dem Herrn BerichterstatterAbgeordnetenDr. Kaufmann das Wort.
BerichterstatterAbgeordneterDr. Kaufmann: Meine Herren! Es handelt sich um den

Vertrag, den eben der Herr Vorsitzendebereits verlesenhat uud dessen Verlängerung in Aussicht
zu nehmen ist, da er im Monat Dezember dieses Jahres zu Ende geht. Das hohe Haus hat
bereits zweimal den Vertrag jedesmal auf 5 Jahre verlängert. Die Bestimmungendes Vertrags
haben sich als sehr zweckmäßig herausgestellt, uud es wird Ihuen von der I. Fachkommission
empfohlen,die Verlängerung auf weitere 5 Jahre zu genehmigen.

VorsitzenderBecker: Auch hier meldet sich niemand zum Wort. — Ich schließe die
Verhandlung und darf feststellen, daß das hohe Haus dem Antrage des I. Fachkommission
zugestimmthat.

Wir kommen zum Gegenstand Nr. 10:
„Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Wahl der zur Mitwirkung bei den Geschäften
der Nentenbank für die Provinz Westfalen, die Rheinprovinz und die
Provinz Hessen-Nassau in Münster berufenen Kommissare der Provinzial-
vertretung und deren Stellvertreter uud Vornahme der Wahlen,"

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteHueck, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Hueck: Meine Herren! Die Mitwirkung uud Kontrolle

über die Rentenbank für die Provinz Westfalen, die Rhcinprovinz und die Provinz Hessen-Nassau
liegt dem Provinziallandtage ob, und nach dem Regulativ der Minister der Finanzen und der
landwirtschaftlichenAngelegenheitensind aus der Mitte des Landtags zwei Abgeordnete bezw.
deren Stellvertreter zu wählen.

Die I. Fachkommission schlägt Ihnen vor:
„Der Provinziallcmdtag wolle für die Mitwirkung und Kontrolle bei den Geschäften
der Direktion der Rentenbank, welche nach § 5 des Gesetzes über die Errichtung von
Rentenbanken vom 2. März 1850 dem Provinziallandtllg obliegt, zwei Abgeordnete
und zwei Stellvertreter auf die Dauer von zwei Jahren mit der Maßgabe wählen,
daß die Wahlen solange Geltung behalten, bis der Provinziallandtllg eine Neuwahl
vorgenommenhat."
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Die I. Fachkommission erlaubt sich ferner, die Wiederwahl der bisherigen Herren,
der Provinziallandtags-Abgeordneten:Königlichen Landrat a, D. Geheimen Regierungs¬
rat Freiherrn von Lo8 zu Siegburg und Königlichen Regierungs-Prasidenten Freiherrn
von Hövel zu Coblenz

als Kommissare,
der Prouinziallandtags-Abgeordneten:GutsbesitzerHeinrichKirchmannzu Vordeck und
GeneraldirektorBruno Schulz-Briefen zu Düsseldorf

als Stellvertreter vorzuschlagen,
Vorsitzender Becker: Auch hier meldet sich niemand zum Wort. — Ich schließe die

Verhandlung.
Ich glaube aus den Worten des Herrn Berichterstatters entnehmenzu können, daß auch

in diesem Falle Akklamationswahl eintreten soll. Ich konstatiere, daß, da auf keiner Seite ein
Bedenken obzuwalten scheint und auch niemand sich zum Worte gemeldet hat, die Bedingungen,
unter denen die Wahlen eintreten sollen und die von dem Herrn Berichterstatterbereits vorgetragen
sind, von dem hohen Hause genehmigt werden.

Die Akklamationswahlist nur zulässig,wenn von keiner Seite Einsprucherhoben wird. —
Ein solcher tritt nicht ein. — Dann konstatiereich, daß das hohe Haus beschlossenhat, die Wahl
per Akklamation zu tätigen und darf nun bitten, wenn Sie mit den vorgeschlagenen Personen
einverstandensind, sie durch Erheben von Ihren Sitzen zu wählen. (Geschieht.)Das ist die Mehrheit.

Ich darf feststellen, daß die Wahlen also in der bezeichnetenWeise vorgenommen
worden sind.

Wir treten in die Verhandlung des nächstenGegenstandes der Tagesordnung:
„Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschufses, betreffend die Deckung des vom 43. Provinziallandtage
bewilligten Zuschusses zur Siegregulierung."

Berichterstatterist der Herr AbgeordneteMinten, dem ich das Wort gebe,
Berichterstatter AbgeordneterMinten: Meine Herren! Der 43. Provinziallandtag hat

im Jahre 1903 beschlossen, dem Projekte der Siegregulierung von der Stoßdorf-Buisdorfer bis
Meindorf-Geislarer Gemarkungsgrenzeseine Zustimmung zu erteilen und gleichzeitig den Provinzial-
ausschuß zu ermächtigen, für die Ausführung des Projektes eine Beihilfe aus Provinzialmitteln
von 230 000 Mark unter denselbenBedingungen zu gewähren, die s. Zt. die Königliche Staats-
regierung an die Gewährung einer Beihilfe in gleichem Betrage geknüpfthat.

Ferner hat der Provinziallandtag den Provinzialausschuß ermächtigt, die für die Sieg¬
regulierung in den Rechnungsjahren 1903 und 1904 etwa erforderlichenMittel aus bereiten
Beständen zu entnehmen.

Bis zum Ende des Haushaltsjahres 1904 sind 100 000 Mark zur Auszahlung gelangt.
Da ein Fonds nicht vorhanden war, mutzten sie dem landwirtschaftlichenFonds entnommen
werden. Wenn auch zwar über diesen Fonds schon anderweitigVerfügung getroffen war, so hatte
diefes Verfahren doch keine Bedenken, weil die Betrage, die für die anderen Unternehmungen
bewilligt waren, erst zu einer spateren Zeit bei der Vollendung der Anlagen fällig werden.

Nach einer Mitteilung des Herrn Ober-Präsidenten werden demnächst weitere 70 000 Mark
angefordert werden. Es ist daher heute notwendig, über die endgültige Deckung Beschluß zu fassen.

Da der landwirtschaftlicheFonds Mittel nicht mehr enthält, so ist, wie Sie in dem
Vorbericht zum Haupt-Haushaltsplan gelesen haben werden, schon der Betrag der Beihilfe mit
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230 000 Mark bei den zur Verfügung des Provinziallandtags entstandenenMehreinnahmen aus
Provinzialabgaben vorgesehen.

Die I, Fachkommissionbeehrt sich daher, Ihnen den Beschlußentwurf zu unterbreiten:
„Der Prouinziallandtag wolle beschließen, daß die durch Beschlußdes 43. Provinzial-
landtages vom 12. Februar 1903 für die Regulierung der Sieg bewilligte Beihilfe
von 230 000 Mark aus den Mehreinnahmen an Provinzialabgaben zu decken ist."

Vorsitzender Necker: Es meldet sich niemand zum Wort. — Ich schließe die Verhand¬
lung und stelle ohne besondereAbstimmungfest, daß das hohe Haus dem Antrage seiner I. Fach¬
kommission beigetreten ist.

Wir kommen zum nächstenGegenstand der Tagesordnung:
„Antrag der IV. Fachkommission zum Haushaltsplan für die Verwaltung
der landwirtschaftlichen Angelegenheiten nebst

Anlage ^, Voranschlag für die Provinzial-Wein- und Obstbauschulc
zu Trier,

Anlage L, Voranschlag für die Provinzial-Wein- und Obstbauschule
zu Kreuznach,

Anlage O, Voranschlag für die Provinzial-Wein- und Obstbauschule
zu Ahlweiler."

Berichterstatterist Herr AbgeordneterHeising.
BerichterstatterAbgeordneterHeising: Meine Herren! Der Haushaltsplau für die Ver¬

waltung der landwirtschaftlichenAngelegenheitender Prouinzialverwaltung, welcher Ihnen unter
Anlage XX des Haupt-Haushaltsplanes vorliegt, schließt einschließlich der Nebeu-Haushaltspläne
für die Provinzial-Weinbauschulenin Trier, Kreuznach und Ahrweiler ab in Ginnahme und Aus¬
gabe mit der Summe von 1 089 678 Mark gegenüber 1 062 200 Mark im vorigen Jahre, also
mit einem Mehr von 27 478 Mark.

Soweit die Einnahme in Betracht kommt, ist die Erhöhung erfolgt durch die Nummern
7 und 8 des Titels I; unter Nr. 7 „Zinsen des Westfonds", um den Betrag von 7620 Mark,
indem dort die wirklich im vorigen Jahre gewonnenen Zinsen des Westfonds eingestellt sind
gegenüber den früher vorveranschlagtenZinsen des kommenden Jahres, und uuter Nr. 8 „Zuschüsse
aus sonstigen Provinzialmitteln für die sonstigen im Haushaltsplan aufgeführten landwirtschaftlichen
Zwecke", wo ein Betrag von 20 000 Mark mehr eingestellt ist, welcher zur Unterstützung der
staatlicherscitszur Hebung des Rotweinbaues an der Ahr und am Mittelrhein geplanten Maß¬
nahmen dienen soll. Ich komme auf diesen Punkt gleich noch zurück.

In der Ausgabe finden Sie eine Erhöhung zunächst unter Nr. 1 um 2500 Mark, indem
die Aufwendungenfür die landwirtschaftlicheWinterschuleMorbach hinzugetretensind.

Außer anderen kleinen Erhöhungen, die auf der rechten Seite hinlänglich begründet sind,
kommen sodann in der Hauptsachein Betracht: Titel I der Ausgaben Nr. 7 „Zur Unterstützung
landwirtschaftlicherUnternehmungen in den übrigen Teilen der Provinz (Allgemeiner landwirt¬
schaftlicher Fonds)"; hier hat, wie ich bereits bemerkthabe, nach Ansicht des Proninzialausschusses
eine Erhöhung stattfinden müssen, um die Provinz an der Hilfsaktion, welche seitens des Staates
im rheinischen Rotweingebiete beabsichtigt wird, zu beteiligen. Der Staat hat nämlich im vorigen
Jahre eine Summe von 30 000 Mark in den Staats-Haushaltsplan eingestellt, um dem unbestritten
bestehenden Notstande in den rheinischen Rotweinbaugebietend. h. an der Ahr und am Mittelrhein
abzuhelfen,und zwar unter der Bedingung, daß ein gleich hoher Betrag von der Provinz oder der
Landwirtschaftskammerbereit gestellt würde.
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Der Provinzialausschuß hat sich dann bereit erklärt, seinerseits 20 000 Mark zu geben,
und die RheinischeLandwirtschaftskammergleichfalls einen Betrag von 10 000 Mark bewilligt,
so daß also für die Hilfsaktion voraussichtlichfür eine Reihe von Jahren die Summe von
60 000 Mark zur Verfügung steht.

Diese Summe soll in der Hauptsache dazu verwendet werden, zunächst die Beschaffung geeigneter
technischer und kaufmännischer Kräfte zu bewirken, um sie den Winzervereinenzur Verfügung zu stellen.

Dann soll eine Zentralstelle gebildet werden, der die sämtlichen Winzergenossenschaften
angeschlossen werden sollen, um den Absatz des Rotweines, der augenblicklich in sehr schwieriger
Lage sich befindet, zu fördern.

Als dritte Aufgabesoll die Schaffung von Musteranlagen,Weinbergenund Obstpflanzungen
in den weinbautreibendenGegenden angestrebt weiden. Zur Ausführung diefer Maßnahmen besteht
eine Kommission,der die ganzen Geschäfteübertragen sind und welche tätig ist auf Grund von
ücitpunkten, die einer Vereinbarung zwischen Staat, Provinz und Lcmdwirtschaftskammer entsprungen
sind. Diese Kommissionbesteht zwar zur Zeit nur auf dem linken Rheinufcr. Indessen ist von
vornhereinin Aussichtgenommen,auch das rechte Rheinufer mit in Betracht zu ziehen,

Wenn ich diese Sache vorbringe, so entsprichtdas einem ausdrücklich in der IV. Fach¬
kommission ausgesprochenenWunsche, und ich möchte ausdrücklich nochmals darauf hinweifen, daß
die Aktion keineswegsauf das linke Rheinufer beschränkt sein soll, sondern später verhältnismäßig
in gleicher Weise das rechte Rheinufer an dieser Aktion beteiligt sein soll. Es ist nun in mancher
Gemeinde des rechten Rheinufers eine gewisse Beunruhigung entstanden, weil man irrtümlicher
Weise glaubte, bei der Verwendung der 60 000 Mark Übergängen zu werden. Die in der
Kommissionund hier wiederholte ausdrückliche Erklärung dürfte nun zur Beruhigung dienen, daß
in allernächsterZeit schon die Aktion auch auf das rechte Rheinufer ausgedehnt werden soll.

Schon in nächster Zeit findet eine Kommissionssitzung statt, zu der auch Vertreter des
rechten Rheinufers zugezogen werden, man darf wohl hoffen, daß dann die Sache auch zur
Zufriedenheit der Winzer auf dem rechten Rheinufer sich regeln lassen wird.

Was im übrigen die Ausgaben anbelangt, so sind noch bei den Haushaltsplänen der
Prouinzial-Wein- und Obstbauschulenin Trier, Krcuznachund Ahrweiler verschiedene Erhöhungen
erforderlichgeworden,die in der Hauptsachedarauf zurückzuführen sind, daß bei sämtlichen Schulen
die Anstellungeines vierten Fachlehrers als Bedürfnis anerkannt worden ist.

Die IV. Fachkommission schlägt deshalb vor, den Haushaltsplan für die Verwaltung der
landwirtschaftlichen Angelegenheitenmit der Anlage ^, Voranschlagfür die Provinzial-Wein- und
Obstbauschulezu Trier, Anlage L, Voranschlag für die Provinzial-Wein- und Obstbauschulezu
Kreuznach und Anlage 0, Voranschlag für die Provinzial-Wein- und Obstbauschulezu Ahrweiler
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1905 bis 31. März 1906 unverändert nach den Vorschlägen
des Provinzialllusschussesanzunehmen.

Stellvertretender Vorsitzender Freiherr von Schorlemer-Lieser: Ich eröffne die
Verhandlung. Da sich niemand zum Wort meldet, so schließe ich dieselbe und darf wohl ohne
weitere Abstimmungfeststellen, daß der Provinziallandtag den vorliegendenHaushaltsplan nebst
den Voranschlägenfür die Provinzial-Wein- und Obstbauschulen unverändert angenommenhat.

Wir-kommen nunmehr zum folgenden Gegenstand der Tagesordnung, Nr. 13.
„Antrag der IV. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial¬
llusschusses, betreffend Gewährung von weiteren Beihilfen zur Errichtung
von kommunalen Wasserversorgungsanlagen."

13»
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Herr AbgeordneterHeising ist hier ebenfalls Referent, Ich bitte denselben, das Wort
zu nehmen.

Berichterstatter Abgeordneter Heising: Meine Herren! Der Antrag des Provinzial-
cmsschussesliegt Ihnen unter Drucksachen.Nr 20 vor. Er betrifft die Gewährung von weiteren
Beihilfen zur Errichtung von kommunalenWasserversorgungsanlagen.Wie Sie aus der Dmcksache
ersehen haben werden, ist bereits seit längeren Jahren von der Provinz ein nennenswerter Betrag
aus den Überschüssen der Prouinzinl-Fcucr-Sozietät ausgezahlt worden zur Unterstützung armer
Gemeinden bei der Anlage von kommunalenWasserleitungen. Es war zuerst der Betrag von
30 000 Mark, der später auf 60 000 Mark erhöht wurde. Aber sehr bald hat man erkennen
müssen, daß man hiermit nur den geringstenAnsprüchengerecht weiden konnte und daß, wenn
man überhaupt die leistungsschwachen Gemeinden zur Anlage von Wasserleitungenbewegenwollte,
eine kräftigereUnterstützungunerläßliches Bedürfnis fei. Deshalb hat dann der 43. Rheinische
Provinziallcmdtag in der Plenarsitzung vom 13. Februar 1903 beschlossen, die Betrage zu diesem
Zwecke aus den Überschüssen der Prouinzial-Feuer-Sozietat auf 120 000 Mark zu erhöhen und
diese zu verwendenzur Aufnahme einer Anleihe von 750 000 Mark, welche dann in Gemeinschaft
mit den Zuschüssen aus den Jahren 1903 und 1904 von je 120 000 Mark und den inzwischen
aufgelaufenenZinsen mit einer Gesamtsummevon 1 000 075 Mark 79 Pfennig dazu dienen follte,
leistungsfchwachen Gemeinden die Erbauung von Wasserleitungenzu ermöglichen.

Es war notwendig, seitens des Prouinzialausfchusses bestimmteGrundsätze aufzustellen,
nach denen die Verwendung diefer Zuschüsse erfolgen sollte. In erster Linie wurde die Bedingung
gestellt, daß zunächst nur leistungsschwache Gemeinden diese Unterstützung genießen sollten. Sie
sollten unterstütztweiden entweder dadurch, daß ihnen Beihilfen gegeben würden, oder dadurch,
daß ihnen die technischeUnterstützungzu Teil würde, um die Vorarbeiten zu erledigen und vor
allen Dingen auch die Projektaufstellung zu ermöglichen. Die Beihilfen füllten in der Weife
gewährt werden, daß in gewissen Fällen die Landes-VersicherungsanstaltGelder zu geringem Zinsfuß
hergebensollte, und zwar womöglichzu 3 Prozent Verzinsung und 1 Prozent Amortisation, oder
daß den Gemeinden ein Zuschuß zur Tilgung und Verzinsungder aufgenommenenAnleihe gegeben
weiden follte, oder endlich dadurch, daß ihnen erhebliche Beihilfen zu dem Bau selbst bewilligt
würden. Die Beihilfen sollen in der Regel nicht über ein Drittel der veranschlagten Kosten
ausmachen. Die technischeVorprüfung des Projektes wird in jedem einzelnenFalle zur Voraus¬
setzung der Bewilligung einer Beihilfe gemacht, und ist diese technischePrüfung dann durch Ver¬
mittelung der Königlichen Prüfungsanstalt für Wasserversorgungund Abwässerbeseitigung zu Berlin
nach bestimmtenGrundsätzenvorgenommenworden.

Die Grundsätze, welche bei der Prüfung maßgebend gewesensind, sind unter IV der
Drucksache aufgeführt. Sie beziehen sich auf die Unterlagen, welche einem revisionsfähigcnProjekt
zugrunde gelegt werden sollen und auf den Nachweis der erforderlichenWassermengewie auch
der hygienischeinwandfreien Beschaffenheit des Wassers. Hierauf näher einzugehen erübrigt sich ja wohl.

Es sind nun auf Grund diefer Bewilligungen des 43. Provinziallandtags eine ganze
Menge von Anträgen an die Provinzialverwnltung gebracht worden, es sind im ganzen 385 Anträge
gewesen, von denen bisher 271 Fälle berücksichtigt werden konnten, und zwar ist bewilligt worden
bei einer Anschlagssummevon 5 696 000 Mark eine Beihilfe von ungefähr rund 'einer Million.
Dazu kommen noch bei einer Anfchlagssumme von 129 000 Mark für Vorarbeitskosten30 000 Mark.
Außerdem hat auch die Lcmdesbanlin 32 Fällen Darlehen gegebenim Betrage von 553 760 Mark
zu dem Satz von 3^2»/« Zinsen und gegen eine Amortisationvon 1 bis 2^/,°/« je nach Bedürftigkeit
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der Gemeinden. Desgleichen sind von der Landes-VersicherungsanstaltRheinprovinz verschiedene
Beihilfen gegeben worden, und zwar in 16 Gemeinden in Höhe von 255 500 Mark, Es unter¬
liegt ja gar keinem Zweifel, daß durch diese erhebliche Unterstützungsowohl als einmaligeBeihilfen
wie auch durch die Unterstützung bei Aufstellung der Projekte und durch Hergabe von gering
verzinslichen und amortisierbaren Darlehen die ganze Bestrebung, unsere Wasserversorgungzu
bessern, ganz bedeutendunterstütztworden ist. Und ich glaube, meine Herren, es ist unsere Pflicht,
allen beteiligten Stellen, insbesondere der Provinzialverwaltung wie auch der Provinzial-Feuer-
Veisichtrungsanstalt, der Landesbank und der Landes.Versicherungsanstaltau dieser Stelle unsern
wärmsten Dank für diese tätige Hilfe auszusprechen.

Aber wenn wir diesen Dank hier aussprechen, so müssenwir doch gleich darauf hinweisen,
daß die bisher gewährten Mittel auch nicht annähernd ausgereicht haben, um auch nur die
dringendsten Bedürfnisse zu befriedigen. Wie die Herren aus der Drucksacheentnehmenwollen,
ist unter Nr. IX. eine Aufstellung darüber gegeben, welche Anträge tatsächlich noch nicht haben
berücksichtigt werden können. Und daraus dürfte wohl zur Genüge die Notwendigkeithervorgehen,
auch noch weitere Mittel zur Verfügung zu stellen.

Meine Herren! Es sind einschließlich der 74 Wasserleitungsanträge,die bisher noch nicht
berücksichtigtwerden konnten, im ganzen noch 473 Projekte vorgelegtmit einem Gesamtkostenaufwand
von 12 780 791 Mark, wozu Beihilfen in Höhe von 3 737 365 Mark von der Provinz erbeten
worden sind. Es unterliegt ja keinem Zweifel, daß bei der ganzen Finanzlage, wenn auch die
Finanzlage eine bessere wäre, die Provinz nicht in der Lage ist, so erhebliche Beihilfen zu gewähren.
Indessen hat sich der Provinzialausschußdoch der Notwendigkeitnicht verschließen können, wenigstens
weitere Beihilfen für die allcrnötigstenFälle zu gewähren. Um den allerdringlichstenAnsprüchen
gerecht zu werde», hat deshalb der Provinzialausschuß beschlossen, dem Prouiuzicillandtage zu
empfehlen,den Zuschuß der Feuervcrsicherungsanstaltvon 120 000 auf 150 000 Mark zu erhöheu
und den bisher zur Deckung und Verzinsung der Anleihe noch nicht benutzte«Betrag zuzüglich
dieser neuen 30 000 Mark dazu zu verwenden, um eine weitere Anleihe von 500 000 Mark
aufzunehmen. Es würden dann, wenn der Provinziallandtag diesem Antrage beiträte, außer den
500 000 Mark noch verfügbarwerden 65 000 Mark aus dem Jahre 1905 und aus dem Jahre 1906
noch 43 000 Mark, ebenso der bereits besonders überwiesene Betrag aus dem Jahre 1904 mit
120 000 Mark, so daß für eine weitere Hilfsaktion nochmals 728 750 Mark zur Verfügung ständen.

Die IV. Fachkommissionhat nach eingehender Prüfung den Antrag des Prouinzial-
llusschusscs zu dem ihrigen gemacht und möchte dem Provinziallandtage die Annahme dieses Antrages
dringendst empfehlen.

Bei dieser Gelegenheit ist in der Kommission zur Sprache gebracht worden, daß es zu
bedauern sei, wenn bei dieser starken Beteiligung der Provinz an der Beseitigung dringender
Notstände der Staat sich bisher so ablehnend verhalten habe. (Sehr richtig!)

Bisher sind alle Anträge, aus Staatsmitteln für diese Zwecke Gelder flüssig zu machen,
vergeblich gewesen, weil keine Mittel vorhanden waren. Nur in ganz verschwindend wenigen Fällen
ist vom Herrn Kultusminister bezw. vom Herrn Landwirtschaftsministerarmen, ganz besonders
dürftigen Gemeinden eine Beihilfe gewahrt worden, die aber im Verhältnis zu den Kosten, die
erforderlichsind, überhaupt leine Rolle spielte. Es ist deshalb in der Kommissionzum Ausdruck
gebrachtworden, daß es doch als eine unerläßlichePflicht des Staates angesehen werden müßte,
wenu es sich um Beseitigung von Notständen handele — und um solche könne es sich in vielen
Fällen handeln — auch seinerseits helfend einzugreifen. (Sehr richtig!)
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Es ist dementsprechend weiter von der Kommission der Antrag gestelltworden, außer der
Bewilligung der Anträge des Provinzialausschussesdem hohen Hause zu empfehlen, auch noch
nachstehenden Antrag anzunehmen:

„Der Povinziallandtag wolle beschließen,die Königliche Staatsregierung zu ersuchen,
für zur Beseitigung von Notständen erforderliche Wasserleitungenin leistungsunfähigen
oder leistungsschwachen Gemeinden der Rheinprovinz größere Mittel zur Verfügung zu
stellen." (Beifall.)

Es ist dabei ganz besondersdarauf hingewiesenworden, daß aus den Äußerungen der
Herrn Minister in der letzten Zeit entnommen werden könnte, daß die Staatsregierung diesen bis¬
herigen absolut ablehnenden Standpunkt in gewisser Beziehung aufgegeben habe. Es ist feiner
darauf hingewiesen worden, daß unsere NachbarprovinzWestfalen beschlossen hat, ein Betrag von
30 000 Mark in ihren Haushaltsplan einzustellen unter der Bedingung, daß auch für Wasser-
leitungszweckevon feiten der Staatsregierung Gelder flüssig gemacht werden. Und es ist die
Kommission der Überzeugunggewesen, daß auch vou seiteu des Provinziallaudtages der Versuch
gemachtwerden müsse, aus Staatsmitteln für diefe Hilfsaktion eine geeignete Unterstützung zu finden.

Es wird deshalb der Antrag der IV. Fachkommission dringend zur Annahme empfohlen.
Stellvertretender Vorsitzender Freiherr von Schorlemer-Lieser: Meine Herren! Ich

eröffne die Besprechung. Es meldet sich niemand zum Wort. Dann schließe ich dieselbe und
nehme an, daß der Herr Berichterstatter nicht auch noch einmal das Wort verlangt.

Wir kamen dann zur Abstimmung. Ich würde Ihnen vorschlagen,daß wir zunächst ab¬
stimmen über Lit. ^ der Drucksache 52; das sind die in dieser Angelegenheitergcmgenen Vorschläge
des Provinzialausschusses,welche ebenfalls von der IV. Fachkommission angenommenworden sind.

Ich bitte diejenigenHerren, welche diesen Anträgen des Provinzialausschussesnicht bei¬
treten wollen, sich von ihren Plätzen zu erheben. (Es erhebt sich niemand.) Ich konstatiere, daß
diese Anträge einstimmigangenommenworden sind.

Wir kommen dann zur Abstimmungüber den Antrag der IV. Fachkommission:
„Der Provinziallandtag wolle beschließen,die Königliche Staatsregierung zu ersuchen, für
zur Beseitigungvon Notständen erforderliche Wasserleitungenin leistungsuufähigenoder
leistungsschwachen Gemeindender Rheinprovinzgrößere Mittel zur Verfügungzu stellen."

Ich bitte diejenigenHerren, welche diesen Antrag nicht annehmenwollen, sich von ihren
Plätzen zu erheben. —

Es erhebt sich niemand, also auch dieser Antrag ist einstimmigangenommen.
Meine Herren! Wir kommen nunmehr zum Punkt 14 der Tagesordnung:

„Antrag der IV. Fachkommission zum Haushaltspläne über die Ver¬
waltung der Fonds zur Gewährung von Viehentschädigungen."

Ich gebe hier dem BerichterstatterHerrn AbgeordnetenSchneemann das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Schneemann: Meine Herren! Laut Gefetz vom 12. März 1891

und vom 22. April 1892 ist die allgemeineViehveisicherungeingeführtfür folgende Krankheiten:
für Rotz, Lungenfeuche, Milz- und Raufchbrand. Die Provinz hat die Beiträge von den einzelnen
Viehbesitzern hierfür einzuholen — sie betragen augenblicklich für die Pferde 30 Pfennig und für
jedes Stück Rindvieh 25 Pfennig — und hat dann im Falle eines Unglücksinfolge einer dieser
Krankheitendem bisherigen Besitzer des verendetenViehs ^/» des Schadens zu vergüten.

Das letzte Rechnungsjahr 1904 war für die Versicherungein recht günstiges, indem die
Einnahmen um 102 000 Mark größer waren als die Ausgaben. Hierdurchkonnten die beiden
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Reservefonds ansehnlich vermehrt werden, und zwar der Reservefondsfür die Pferdeversichenmg
auf 300 062 Mark für die Rindviehversicherungauf 803 376 Mark. Diese Fonds sind bei der
Landesbankzu 2^/, resp. 3 Prozent zinsbar angelegt.

Ich komme jetzt zum Haushaltsplan.
Meine Herren! Die Einnahme für die Pferdeversicherungbeträgt 8001,56 Mark an

Zinsen von der Landesbank, 54 223,50 Mark an Beiträgen der Pferdebesitzer,zusammeneine
Einnahme von 62 225,06 Mark.

Die Ausgabe für diese Pferdcversicherungbeträgt 10 Prozent an die Kommnnen für
die Anfertigung der Listen zur Einholung der Beiträge, gleich 5422,35 Mark.

Die Provinzialuerwaltung nimmt 4 Prozent für die Verwaltungskosten; früher nahm sie
fünf. Sie hat sie um ein Prozent heruntergesetzt. Diese Summe beträgt 2272 Mark.

Die Entschädigung für das Vieh und für die Pferde wird angenommenfür das Jahr
1905 mit 54 355,71 Mark; die Summe der Ausgaben beträgt also 62 225,06 Mark.

Die Einnahme für die Nindviehversicherungbeträgt an Zinsen von der Landesbank
22 584,42 Mark, an Beiträgen von den Viehbesitzern 268 143,50 Mark, zusammeneine Einnahme
von 290 727,92 Mark.

Die Ausgaben hierfür betragen 10 Prozent an die Kommunen: 26 814,35 Mark, die
Verwaltungskosten für die Provinz 10 55? Mark, dann sind die Entschädigungenfür die Vieh¬
besitzer angenommenauf 253 181,5? Mark, zusammen290 727,92 Mark, so daß Einnahmen und
Ausgaben sich ausgleichen.

Meine Herren! Die IV. Fachkommissionschlägt nun dem Provinziallandtag vor, den
vorbezeichneten Haushaltsplan unverändert anzunehmen.

Dann hat sie aber noch einen zweiten Antrag gestellt, und der ist begründetdurch folgende
Sache. Seit dem Jahre 1902 nämlich hat der Provinziallandtag ein Reglement zu dem Gesetz
beschlossen,wonach es der Provinz frei steht, eine Nachuntersuchung für die an Milzbrand verendeten
Tiere einzuführen. Sie hat hierfür ein Institut in Nippes bei Cöln errichtet und hat besonders
diese Nachuntersuchungfür die Kreise eingeführt, in welchen zahlreiche Milzbrandfcillcvorkommen,
und unter diesen Kreisen ragt besondersder Kreis Rees hervor, indem in ihm 20 Prozent der
für Milzbrcmdfälle erklärten Viehverendigungen nun durch die Nachuntersuchungenbeanstandet
wurden, infolgedessenauch die bisherigen Vichbesitzerden Schaden nicht vergütet erhielten. Es
herrschte daher eine große Unzufriedenheit unter den Landwirten. Von allen Seiten sind mir
Klagen zugekommen. Infolgedessenhabe ich dann entweder auf Aufhebung oder auf Verbesserung
der bisherigen Nachuntersuchungin der Kommissionangetragen. Die Aufhebung der Nachunter¬
suchung wurde nicht angenommen,dagegen wurde folgende Refolution einstimmiggenehmigt:

„Der Provinziallandtag wolle den Provinzialausschußersuchen, in Erwägung darüber
einzutreten, ob die Vorschriften, betreffend die Entschädigungfür an Milzbrand gefallene
Tiere, hinsichtlichder Nachprüfung der Ergebnisse dec tierärztlichenObduktion, abzu¬
ändern sind. Die Abänderung würde nach Ansicht der Kommission besonders in der
Richtung in Betracht kommen, daß der obduzierende Tierarzt augewiesen wird, ein
Präparat anzufertigen und hierdurch das Vorhandenfein von Milzbrand festzulegen,
sowie ferner darin, daß das nach Mitteilung des Referenten des Herrn Landeshaupt¬
manns jetzt schon von dem Provinzialinstitut in Cöln geübte Verfahren in die Vor¬
schriften aufgenommenwird, wonach in den Fällen, in welchen das Vorhandenseinvon
Milzbrandsporen wegen eingetretenerFänlnis nicht mehr festgestellt weiden kann, das
Ergebnis der Obduktion ist."
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Das war eine bedeutende Verbesserungund infolge der letzten Verfügung sind auch
im vorigen Jahre im Kreise Nees wenigstens keine Milzbrcmdfällemehr beanstandet worden, ein
Beweis, daß früher am Ende doch hin und wieder durch die Fänlnis die Sporen des Milzbrandes
vernichtetwurden.

Ich bitte um Annahme dieser beiden Anträge.
Stellvertretender VorsitzenderFreiherr von Schorlemer-Liefer: Meine Herren! Ich

eröffne die Besprechung. Es meldet sich niemand zum Wort; dann schließe ich dieselbe und nehme
an, daß der Herr Berichterstatter auch verzichtet und bringe die Anträge zur Abstimmung.

Ich bitte diejenigenHerren, welche den Antrag der IV. Fachkommission nicht annehmen
wollen, sich von ihren Plätzen erheben zu wollen. Es erhebt sich niemand; der Antrag ist
einstimmigangenommenworden, und zwar, wie ich ausdrücklich konstatiere,sowohl der Antrag auf
Annahme des Haushaltsplanes als auch der von der Fachkommission gestellte Antrag auf Änderung
des Milzbrandreglements.

Meine Herren! Wir kommen nunmehr zu Punkt 15 der Tagesordnung:
„Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Provinzial»
Taubstummenanstalten lc."

Da ist BerichterstatterHerr AbgeordneterKyll. Ich gebe demselbendas Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Kyll: Meine Herren! Ich habe namens der II. Fach¬

kommissionzu beantragen, daß Sie dem Vorschlage des Provinzialausschusses, betreffend die
Haushaltungspläne der Piovinzial-Taubstummenanstalten der Rheinprovinz, den Unterstützungsfonds
der früheren Vereins-Taubstummenanstaltzu Cöln, die Verwendungder Wilhelm-Augusta-Stiftung
und die Verwendung des Unterstützungsfondsfür entlassene Taubstumme für das Rechnungsjahr
1905/1906 Ihre Zustimmung erteilen wollen.

Meine Herren! Der Haushaltsplan der Provinzial-Taubstummenanstaltenbietet insofern
ein ganz angenehmes Bild, als Mehrforderungen gegen das Budget des vorigen Jahres kaum
verlangt werden. Bei einem Abschlußbegehrvon 384 500 Mark wird nur ein mehr von
13 600 Mark in diesem Jahr gefordert; und dieses Mehr ergibt sich eigentlich,möchte ich sagen,
von selber, es liegt in der Vermehrung der Population, die eine vermehrte Aufnahme bedingt, es
liegt namentlichauch in der Schaffung von Einrichtungendarin, deren Notwendigkeitunbestrittenist.
Zum Teil wird das Mehr durch erhöhte Beiträge gedeckt. Diese Mehreinnahmenaus den Beiträgen
betragen allerdings nur 470 Mark, sodaß ungefähr 13 100 Mark noch mehr erfordert weiden.

Meine Herren! Zwei Drittel dieser ganzen Mehlforderung, also etwa 8000 Mark, sind
auf das Konto der planmäßigen Gehaltszulagen, Gehaltserhöhungen und Wohnungsgeldzuschüsse
für Cöln und Trier zu setzen, und reichlich ein Drittel auf Kreirung zweier neuen Lehrerstellen.
Diese neuen Lehrerstellenweiden dadurch nötig, daß der Lehrplan der Taubstummenanstalten samt
und sonders auf achtjährigenKursus gebrachtwerden soll.

Für zwei Klassen in Aachen und Essen ist Erhöhung der Kosten für Beköstigung, desgleichen
für Kempen durch Vermehrung der Schülerzahl nötig gemacht mit zusammen2300 Mark.

Gegenüber stehen 1300 Mark Ersparnisse in Cöln und in Trier 900 Mark, so daß an
Mehrausgllbe-'chier nur ungefähr 100 Mark einzusetzen sind.

Eine geringe Mehrforderungentsteht durch die Mehrausgabe für die bauliche Unterhaltung.
Was nun die einzelnenMehrausgaben für die Provinzial-Taubstummenanstalten angeht,

so ist ein Mehrzuschuß für Aachen von 4390 Mark nötig; der wird aus der Wilhelm-Augusta-
Stiftung gedeckt.
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Eine Mehrausgabe für Brühl, im Betrage von 800 Mark, wird durch die besoldungs-
planmäßige Erhöhung der Gehälter nötig gemacht. Es kommen dazu Einnahmen und Ausgaben
mehr für Zinsen von der Iubiläumsstiftung usw.

Cöln, meine Herren, verlangt in diesem Jahre einen Minderzuschuß, denn der Besoldungs-
Haushaltsplan ändert sich da nicht. Durch die Einführung der I. Servisklassewird für Cöln eine
Änderung nicht hervorgerufen,weil eben Cöln schon entsprechendhohe Gehälter für seine Taub¬
stummenlehrer hat. Es sind im Bcköstigungs-Haushaltsplan 1300 Mark Ersparnis abzusetzen,
weil gerade in Cöln sehr viele Taubstumme nur die Schule besuchenund bei ihren Eltern oder
Verwandten oder Bekannten Wohnung nehmen.

In Elberfeld ist ein Mehrbetrag von 950 Mark angefordert. Das sind ebenfalls nur
besoldungsplanmäßigeErhöhungen.

In Essen ist allerdings der Zuschuß ein etwas größerer, und zwar von 4330 Mark. Es muß da
eben eine neue Lehrerstelle und eine neue Klasse, um den achtjährigen Kursus einzuführen, geschaffen werden.

In Kempen ist ein Mehrzuschuß von 900 Mark nötig. Diese 900 Mark sind nur
besoldungsplanmäßig,da neue Schüler dort nicht aufgenommenwerden.

In Neuwied ist eine Erhöhung des Provinzialzuschusses von 1000 Mark erforderlich. Es
sind nur besoldungsplanmäßigeErhöhungen. Dazu kommendie Zinsen der Iubiläumsstiftung.

Trier hat ebenfalls einen Mehrzuschuß von 580 Mark, dazu Zinsen der W.H. Cüppers-
Stiftung. Die besoldungsplanmäßigenErhöhungen betragen rund 1300 Mark. Von der Beköstigung
konnten aber 900 Mark abgesetzt werden, aus den Gründen, wie sie auch für Cöln erwähnt
worden sind.

Die Zinsen der Wilhclm-Augusta-Stiftung werden also verwendet,wie ich eben angedeutet
hatte, um den Mehrzuschußiu Aachen und den Mehrzuschußin Essen zu decken.

Der Unterstützungsfondsder früherenVeieins-Taubstummenanstaltzu Cöln beträgt bekanntlich
54 000 Mark. Davon sind die Zinsen mit 1890 Mark einfach verrechnet.

Mein Antrag namens der II. Fachkommission geht also dahin, diese Haushaltspläne, wie
sie vom Provinzialausschussebeantragt sind, anzunehmen.

Stellvertretender VorsitzenderFreiherr von Schorlemer-Lieser: Ich eröffne die
Verhandlung. — Da sich niemand zum Wort meldet, schließe ich dieselbe und stelle ohne besondere
Abstimmung fest, daß der Provinziallandtag sich mit den foebcn vorgetragenenHaushaltsplänen
einverstandenerklärt.

Meine Herren! Wir kommen zum Punkt 16 unserer Tagesordnung:
„Antrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend Erweiterungsbauten an Prooinzial-Taubstummen-
anstalten."

Da ist ebenfalls BerichterstatterHerr AbgeordneterKyll, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterKyll: Meine Herren! Die II. Fachkommissionbeantragt, dem

von dem ProvinzialausschussevorgelegtenVorschlage, betreffendErwciterungsbauteuau Provinzial-
Taubstummenanstaltenbehufs Durchführungdes achtjährigen Lehrgangs,Ihre Zustimmungzu erteilen-

Wie gesagt, meine Herren, sollen an allen Provinzial-Taubstummenanstaltenmit Ausnahme
von Kempen acht Lehrgänge eingerichtet weiden Gin solcher achtjähriger Lehrgang besteht in Cöln
schon seit acht Jahren. Da bringt also dieser Vorschlag eine Änderung nicht zu Wege. In
Neuwied und Trier sind Räume vorhanden, um einen achtjährigenKursus einzurichten. Da sind
also Bauten weniger erforderlich.

14
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Dahingegen bedingt diese Vermehrung des Lehrganges, die ich eben angedeutet habe, in
anderen Anstalten noch bauliche Veränderungen.

Die Anstalt in Aachenwar früher Vereinsanstalt. Sie ist erst im Jahre 1893 von der
Provinz übernommen. Das Aachener Haus stammt aus dem Jahre 1863, ist also über 40 Jahre
alt. Die Klassenzimmersind zum Teil klein und entsprechen nicht mehr denjenigen Anforderungen,
die man an Klassenzimmerheute stellen muß.

Ich darf wohl einschalten, meine Herren, die Pläne zu den Neubauten liegen im Foyer
des Hauses hier zur Besichtigung auf. Aus diesen Plänen ergibt sich, daß man in Aachen auf
beiden Seiten die Flügelbauten je um ein Stockwerkerhohen will. Die Fachkommission empfiehlt
Ihnen, diesem Vorschlagezuzustimmen.

Um die früheren Diensträume uud die aufgebauten Zimmer zugänglichzu machen, ist es
weiter nötig, an der Seite ein Treppenhaus zu bauen. Die Dienstwohnungwird verlegt, dadurch
gewinnt man ebenfalls noch Schulräume, und durch diese Um- und Anbauten läßt sich die Anstalt
für acht Klassen ausbauen. Auch soll, meiuc Herren, den modernen Anforderungenentsprechend,
ein Zeichensaalfür die Taubstummen eingerichtet werden.

Die Bausumme beziffert sich auf 22 000 Mark. Dazu kommen5000 Mark für Ver¬
zinsung des Nnukapitals, Bauleitung usw. So erfordert Aachen eine Baufumme von 27 000 Mark.

Meine Herren! Bei der Anstalt in Essen sind zwei Klassen und ebenfalls eine Zeichen -
tlasse neu zu schaffen. Die vorhandenen Räume reichen nicht aus. Die Art der Erweiterung
ergibt sich auch hier aus der Art des bestehenden Baues. Die beiden Flügelbauten sollen um ein
Stockwerk erhöht werden. Da man eigentlich für Klasfenzweckenur einen Flügclbau nötig hat,
aber die Bauverwaltung und ebenfalls der Provinzialausschuß und die Fachkommission geglaubt
haben, aus ästhetischen Gründen auch auf der anderen Seite einen Flügclbau errichtenzu muffen,
sollen in diesem zweiten Flügelbau Wohnungen für zwei Lehrerinnen geschaffen werden. Es ist
das jedenfalls ein Vorteil für die Schule.

Dann, meine Herren, ist durch Anlage der Straße, woran das Gebäude liegt, eine
Giebelmcmcr,die bisher an den Garten anstieß, Mauer einer Straße geworden,und man ist der
Ansicht, man müßte mit Rücksicht auf diese Straße diesen unschönen Giebelbau etwas verbessern.
Dafür sind 3000 Mark vorgesehen, so daß sich die Kosten des Baues in Essen auf 44 000
Mark belaufen.

In Brühl, meine Herren, sind sieben Klassen vorhanden. Die achte Klasse soll aus einer
jetzigen alten Turnhalle, die entbehrlichist, hergerichtetwerden. Dann ist man der Ansicht, daß
die jetzt sehr unbequem belegene Abortcmlage beseitigtund an einer anderen Stelle angelegt werden
soll. Die Kosten der in Brühl erforderlichen Umändernngen würden 5000 Mark betragen.

Der Posten für Elberfeld ist der schwerste. Da wird eine ziemlich hohe Summe von
der Provinzialverwaltung verlangt. Zunächst muß die Anzahl der Klassen um drei vermehrt
werden, und dann ist eine Zeichenklasse uud ein Versammlungsraumnötig. „Für letzteren" —
heißt es in dem Bericht — „ist bei den evangelischen Anstalten das Bedürfnis unabweisbar, weil
der Schulgottesdienst, an dem Sonntags auch Entlassene teilnehmen, in der Anstalt stattfindet."
Ferner soll das Gebäude in Elberfeld mit Zentralheizung versehen werden. Die Zentralheizung
ist an und für sich ziemlich kostspielig. Sie wird aber mit Rücksicht auf die exponierteLage der
Schule für abfolut notwendig erachtet. Diefe Zentralheizung bedingt aber ebenfalls auch eine
Wohnung für den Schuldiener. Diefe Schuldiener-Wohnung soll, da das Terrain nach hinten
stark abfällt, im Souterrain belegen fein.
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Dieser Anbau, meine Herren, wird einen Kostenaufwandvon 95 000 Mark verursachen,
die Bauleitung, Verzinsungusw. 14 000 Mark, so daß im ganzen 109 000 Mark von Ihnen
verlangt werden.

Die Summe aller dieser Bewilligungen für die Bauten beträgt 185 000 Mark.
Nach Ansicht der Verwaltung wird man in absehbarer Zeit an das hohe Haus mit

Mehrforderungcn in dieser Beziehung nicht mehr herantreten, so daß ein gewisser Abschlußdurch
diese Bewilligung herbeigeführtwird.

Die II. Fachkommission schlägt Ihnen deshalb vor:
„Der Prouiuziallandtllg wolle

1. die Ausführung der in dem Bericht des Prouinzialcmsschusseserörterten An- und Um¬
bauten an den Provinzial-Taubstummenanstaltenzu Aachen,Essen, Brühl und Glber-
feld nach den vorgelegten Plänen beschließen,

2. genehmigen, daß die erforderlichen Mittel im Gesamtbeträgevon 185000 Mark zunächst
vorschußweise bei der Landesbank entnommen und später aus der aufzunehmendenAn¬
leihe gedeckt werden."

Ich erlaube mir Ihnen diesen Antrag zu empfehlen.
Stellvertretender Vorsitzender Freiherr von Schorlemer-Lieser: Es meldet sich

niemand zum Wort. — Dann schließe ich die Verhandlung, bringe die Anträge der II. Fach¬
kommission zu Nr. 16 der Tagesordnung zur Abstimmungund bitte diejenigenHerren, welche die
beiden Anträge unter 1 und 2 nicht annehmen wollen, sich von ihren Plätzen zu erheben. — Die
Anträge sind einstimmigangenommen.

Wir kommen nunmehr zu Punkt 1? der Tagesordnung:
„Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Provinzial-
Blindeuanstlllten :c"

Da ist BerichterstatterHerr AbgeordneterDr. Kirchartz. Ich erteile demselben das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Dr, Kirchartz: Meine Herren! Die beiden Blinden¬

anstalten in Düren und Neuwied bedürfen für die jetzigen Haushaltspläne einen Mehrzuschuß
von 2150 Mark. Was die Anstalt in Düren anbelangt, so ergibt sich da ciue Mehreinnahme
durch verbesserten Warenabsatz und durch höhere Kleider- und Wäschekostenbeiträge der Zöglinge
insgesamt von 2400 Mark. Der Mehrbedarf beträgt ebenfalls 2400 Mark, so daß die Blinden¬
anstalt in Düren keinen höheren Zuschuß erfordert.

Die Mehrausgaben betragen im einzelnen unter Titel I 2345 Mark, weil eine neue
Lehrerstelle mit 1500 Mark errichtet wird. Die übrige Summe ergibt die erforderlichen Erhöhungen
für das Dienstpersonal.

Unter Titel II erhöht sich die Ausgabe um 454 Mark. Das betrifft eine Lohnerhöhung
und die Errichtung einer Pförtnerstelle.

Unter Titel III, sächliche Kosten,sind an Beköstigung,Bekleidung,Heizung und sonstigen
Ausgaben im ganzen 1601 Mark mehr eingestellt. Dagegen fällt unter der Position Mobilar der
früher eingestellte Betrag von 2000 Mark aus, weil die beschaffte Orgel jetzt bereits bezahlt ist,
so daß im ganzen eine Minderausgabe bei diesem Titel von 399 Mark entsteht. Die Mehrausgaben
bei Titel I und II betragen 2?99 Mark, Zieht man die Minderausgabe von 399 Mark ab,
so verbleibt eine Mehrausgabe von 2400 Mark, die aber wieder durch die Mehreinnahme gedeckt
ist. Der Voranschlagfür den Arbeitsbetrieb in der Anstalt ist überhaupt nicht verändert. Dazu
ist nichts zu bemerken.

14*



108 45. RheinischerProvinziallcmdtag, 4. Sitzung am 16. März 19N5.

Was die Blindenanstalt in Neuwied anbelangt, so erfordert sie eine Mehrausgabe von
2500 Mark. Davon werden aber 500 Mark durch Mehreinnahmen gedeckt.

Der Mehrbedarf entsteht unter Titel I der Ausgabe ebenfalls durch Errichtung einer
neuen Lehrerstellemit 1500 Mark. Dann tritt bei diesem Titel eine Vermehrung der Ausgaben
um 1550 Mark ein durch die besoldungsplanmäßigeErhöhung der Gehälter.

Unter Titel II sind an Mehrausgaben 320 Mark vorgesehen. Das ist eine Lohnerhöhung
für das Personal.

In Titel III sind für Schulbedürfnisse50 Mark und für Anteil der Zöglinge an dem
geliefertenArbeitswert 100 Mark mehr eingesetzt. Die Mehrausgabe macht also im ganzen 150 Mark
aus. Davon sind 70 Mark gedeckt, dadurch, daß sich der Posten für sonstigeAusgaben und zur
Abrundung um diesen Betrag vermindert hat. Es bleiben also nur noch 80 Mark.

Die II. Fachkommission stellt daher den Antrag:
„Der ProuinMllandtag wolle die vorbezeichncten Haushaltspläne unverändert annehmen,"

StellvertretenderVorsitzender Freiherr von Schorlemer-Lieser: Es meldet sich niemand
zum Wort. — Dann schließe ich die Verhandlungund stelle ohne besondere Abstimmungfest, daß der
Prouinziallandtag den unter Nr. 1? behandelten Haushaltsplänen seine Zustimmung gegebenhat.

Wir kommen zu Punkt 18 der Tagesordnung:
„Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen über das
Hevllmmenwesen."

Es ist hier ebenfallsBerichterstatterHerr Abgeordneter Dr. Kirchartz, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Kirchartz: Meine Herren! Das Hebammenwesen

schließt mit einer Summe von 227 905 Mark, während im Vorjahre nur 193 085 Mark vorgesehen
waren, also in diesem Jahre eine Mehrausgabe von 34 820 Mark. Davon entfallen auf Cöln
2590 Mark und auf die neu errichtete Anstalt in Elberfeld 32 230 Mark, Diese hat einen
größerenMehrbedarf, weil sie im vorigen Jahre erst eröffnet worden ist und weil da nur ungefähr
zwei Drittel der Kosten berechnet worden sind.

Dann ist noch zu bemerken,daß nach dem bisherigen Haushaltsplan 150 Mark für
Prämien an Hebammen, die sich ausgezeichnet hatten, bestimmtwaren. Das hat aber zu einigen
Mißlicbigkeiten geführt, deshalb ist der Posten gestrichenund die 150 Mark sind dem Unter-
stützungsfoudszugeführt worden.

Was die Hebammenanstalt in Cöln betrifft, so ist der Haushaltsplan mit 131 190 Mark
vorgesehen gegen 128 600 Mark im vorigen Jahre, also ein Mehr von 2590 Mark,

Von den Mehrausgaben entfallen auf Titel I für regelmäßigeSteigerung der Gehälter
und Erhöhung der Servisklasse 508 Mark.

Bei Titel II sind die Assistenzarztstellenzusammen um 800 Mark erhöht worden. An
Büreauunkostenund Kosten für Schreibhilfesind 58 Mark mehr eingesetzt.Für die Wahrnehmung
geistlicher Amtsverrichtungensind 350 Mark mehr vorgesehen und an Lohn für das Dienstpersonal
230 Mark mehr.

Unter Titel III finden sich für Reinigung 1000 Mark mehr, für das anatomische Kabinet
50 Mark mehr, für Arzneien und Desinfektionsmittel1000 Mark mehr. Der Posten zur Unter¬
haltung der Gebäude ist mit 2000 Mark höher angesetzt, weil das Hebammengebäudein Cöln
schon ziemlichalt ist und wahrscheinlichschon in den nächsten Jahren eine bedeutendeSumme
erforderlich sein wird für einen Erweiterungs- und teilweife für einen Neubau. Dann ist noch
eine Mehrausgabe von 200 Mark für Steuern und sonstigeAusgaben.
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Was die neu errichtete Hebammenanstalt in Elberfeld anlangt, so schließt sie im dies¬
jährigen Haushalte mit 94 330 Mark ab. Im Vorjahre wareil es 62 100 Mark. Der Mehr¬
zuschuß beträgt also 32 230 Mark. Wie ich eben schon bemerkte, erklärt sich dies daraus, weil
diese Anstalt neu errichtet worden ist und dieser Haushaltsplan jetzt für das ganze Jahr gilt,
während er im vorigen Jahre nur für ungefähr ^/z Jahre berechnet war.

Die Mehrausgaben betragen bei Titel I Pcrsonalkosten2210 Mark 68 Pf.; bei Titel II
Andere persönliche Ausgaben 3! 43 Mark 34 Pf, und an SächlichenAusgaben 26 875 Mark 98 Pf.

Die Zusammenstellung ergibt für das eigentliche Hebammenwescn einen Betrag von
2385 Mark. Cöln erfordert 131190 Mark und Elberfeld 94 330 Mark, so daß sich die eben
erwähnte Gesamtsummevon 227 905 Mark ergibt.

Die II. Fachkommission stellt den Antrag;
„Der Prouinziallandtag wolle die uorbezeichnetenHaushaltspläne unverändert an¬
nehmen."

Stellvertretender Vorsitzender Freiherr von Schorlemer-Lieser: Meine Herren! Das
Wort wird nicht verlangt. Ich schließe die Verhandlung und stelle ohne weitere Abstimmungfest,
daß der Provinziallandtag auch diese Haushaltspläne unverändert angenommenhat.

Meine Herren! Wir kommennunmehr zu Punkt 19 der Tagesordnung:
„Antrag der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die erweiterte
Armenpflege."

Da ist BerichterstatterHerr AbgeordneterO. von Nell. Ich gebe ihm das Wort.
BerichterstatterAbgeordneter O, von Nell: Meine Herren! Der Etat der erweiterten

Armenpflegebefindet sich auf Seite 409 ff. des Haushaltsplanheftcs.
Die erweiterte Armenpflege erfordert eine Mehrausgabe von 159 000 Mark, darunter

4? 000 Mark aus Prouinzialmitteln. Der Haushaltsplan hat nach wie vor infolge des Bevölkerungs¬
zuwachses eine steigende Richtung, indeß bleibt die Zahl der der erweiterten Armenpflegezufallenden
Personen prozentual hinter dem Bevölkerungszuwachserfreulicherweise erheblich zurück. Immerhin
beträgt der Gesamtbestandder Hilfsbedürftigendieser Klasse am 1. April 1904: 9045 d. h. 363
Personen mehr als im Vorjahr.

Die Etatsmittel werden aufgebracht zu ^ von den Kreisen und Gemeinden, zu >/»
von der Provinz; dazu treten die Beiträge aus dem Vermögen der Kranken oder von Dritt-
verpflichteten. Diese letzteren haben betragen 1901: 80 225,89 Mark; 1902: 97 051,74 Mark
und 1903: 101889,4? Mark oder durchschnittlich 93 055,70 Mark; der Haushaltsplan sieht in
Titel I der Einnahme gleichwohleine Steigerung dieser Beiträge auf 130 000 Mark vor, und
zwar mit Rücksicht auf die neuerdings übereinstimmendeRechtsprechungdes Bundesamtes für das
Heimatwescn und des Oberverwaltungsgerichts,wonach der vorläufig verpflichtete Armenverbcmd
d. h. der Landarmeuverbllnddie Generciltosten,die er auf Kreis- und Gemeinden gesetzlich nicht
unterucrteilen kann, aus dem Vermögen Drittverpflichteter vorweg nehmen kann. Durch diese
Rechtsprechungwerden die übrigen verpflichtetenKummunaluerbände benachteiligt. Um die ein¬
schlägige Rechtsfrage noch einmal zur Entscheidung zu bringen, schwebt ein bezl. Rechtsstreit
zwischen der Provinz und der Stadt Aachen,es wird also den höchsten GerichtsinstanzenGelegen¬
heit geboten weiden, die Frage noch einmal nachzuprüfen. Vorläufig hat der Provinzialverband
insofern ein Entgegenkommenbewiesen, als er den übrigen verpflichteten Kommunalverbändenfür
die Einziehung der Beitrage aus dem Vermögen Drittverpflichteter eine Einziehungsgebührvon
10 Prozent angeboten hat.
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Die Zahlen in Titel II und III, meine Herren, entsprechen dem voraussichtlichen Bedarf.
Namens der II. Fachkommission habe ich dem Provinziallandtag den Antrag zu unterbreiten:

„Der Provinziallandtag wolle den vorbezeichnetenHaushaltsplan unverändert annehmen."
Stellvertretender Vorsitzender Freiherr von Schorlemer-Lieser: Da sich niemand

zum Worte meldet, schließe ich die Verhandlung und stelle auch hier ohne weitere Abstimmung
fest, daß der Provinziallandtag den Haushaltsplan für die erweiterte Armenpflege unverändert
angenommenhat.

Wir kommen nunmehr zu Punkt 20 der Tagesordnung:
„Antrag der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Ver¬
waltung des Laudarmenwesens."

Auch hier gebe ich dem BerichterstatterHerrn AbgeordnetenO. von Nell das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter O. von Nell: Meine Herren! Der Haushaltsplan des

Laudarmenwesensbefindet sich auf Seite 381 ff. des Etatsheftes. Der Haushaltsplan hat nament¬
lich auch mit Rücksichtauf den natürliche« Bevölkerungszuwachseine steigende Richtung; im
Verhältnis zum Bevölkerungszuwachswären 36 000 Mark mehr einzustellen. Gleichwohl glaubt
die Verwaltung mit einem Mehr von 5000 Mark auszukommen. Die durchschnittliche Steigerung
des Bedarfs in den Jahren 1901—1903 beträgt 51 000 Mark, die Ausgabeim Rechnungsjahr 1903
betrug 1502 300 Mark, rechuet mau dazu für 1904 und 1905 die durchfchnittlichc Bedarfs-
stcigeruug von je 51000 Mark, so ergibt sich die Bedarfsfumme von 1604 300 Mark, d. h.
5000 Mark mehr, als im Vorjahr, welche Sie nebst einem kleinen Posten zur Abrundung mit
1 604 715 Mark 25 Pf. in Titel II der Ausgabe finden. Da nun, nach dem dreijährigenDurchschnitt
berechnet, Titel I der Ginnahme aus Erstattung von Pflege- und Prozeßlosten voraussichtlichein
Mehr von 5000 Mark ergibt, findet dieser Haushaltsplan seinen Ausgleich, ohne daß höhere
Provinzialmittel in Anspruch zu nehmen wären.

Die II. Fachkommission schlägt daher vor, auch diesen Haushaltsplan unverändertanzunehmen.
Stellvertretender Vorsitzender Freiherr von Schorlemer-Lieser: Ich eröffne die

Verhandlung.— Es meldet sich niemand zum Wort. Dann darf ich wohl ohne besondere Abstimmung
feststelle«, daß der Provinziallandtag den Haushaltsplan für die Verwaltung des Landarmenwcsens
der Rheinprovinz unverändert angenommenhat.

Nunmehr erhält der Berichterstatterzu Nr. 21 der Tagesordnung das Wort.
„Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen des Polizei-
strafgelderfonds :c.'.'

Berichterstatterist anch hier Herr AbgeordneterO. v. Nell.
BerichterstatterAbgeordneterO. von Nell: Meine Herren! Die Haushaltspläne über die

Verwendung der Polizeistrafgelderfondsund des Ehrenbrcitsteiner allgemeinenArmenfonds finden
Sie auf Seite 381 ff des Haushaltsheftes. Diese Haushaltspläne sind reine Rechnungs-Haushaltspläne.

Die nach der Wirklichkeit bezw. nach dem dreijährigenDurchschnitteermittelten Einnahmen
werden im wesentlichen als Zuschuß zu den Wegekosten verlassener und verwaister Kinder bezw.
zur Unterstützung ortsarmer Personen aus den Kreisen Altenkirchen, Coblcnz-Land uud Neuwied
verwendet.

Die II. Fachkommission beehrt sich, Ihnen den Antrag zu unterbreiten:
„Der Provinziallandtag wolle den vorbezeichneten Haushaltsplan unverändert annehmen."

Stellvertretender Vorsitzender Freiherr von Schorlemer-Lieser: Ich eröffne die
Besprechung. — Es meldet sich uicmand zum Wort. Dann schließe ich dieselbe. Ich bitte
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diejenigenHerren, welche die Haushaltspläne nicht annehmen wollen, sich von ihren Plätzen zu
erheben. — Es erhebt sich niemand. Ich stelle also fest, daß die Haushaltspläne unverändert
angenommensind.

Meine Herren! Wir kommen nunmehr zum letzten Gegenstand der Tagesordnung:
„Antrag der II, Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend den Verkauf des Besitztums des Rheinischen
Landarmenverbandes in Urft (Kreis Schleiden.)"

Berichterstatterist wiederum Herr AbgeordneterO. von Nell, dem ich das Wort gebe,
Berichterstatter Abgeordneter O. v. Nell: Meine Herren! Der Provinzialverband ist

Besitzer der sogenannten Steinfelder Hütte zu Urft im Kreise Schleiden. Die Gesamtgröße des
Gutes beträgt 22 Ka 52 a 33 yui oder 90 Morgen. Davon sind: Wiesen 14 Ka 42 a, Acker
5 Kn. 20 a, Garten 25 a, Holzung 86 «., Wasserstück 1 Ka 18a, Hofraum und Gebäude 58 «,.

Die Gefchichte des Gutes ist die folgende:
Im Jahre 1887 hatte der damalige Sekretär an der staatlichen Erziehungsanstalt

Steinfeld Robert Römer, auf dem dem Herrn R. Poensgen gehörigen Gute Steinfelder Hütte
eine Handwerkerbildungsanstaltgegründet, deren Wirksamkeit allseitig Anerkennungfand. Um das
Besitztum zu erwerben und die Anstalt auszubauen, wurden dem Römer 1890 und 1892 auf
Veranlassung des Landarmenverbandesvon der Landesbank zwei Hypotheken-Darlehenvon 45 000
und 22 000 Mark gegeben, der Kaufpreis betrug damals 35 000 Mark. Römer bezog vom
Lllndarmenverband jährlich 2300 Mark Pflegekosten,worauf alljährlich Zins- und Tilgungsrate
der beiden Darlehen zunächst in Abrechnung kamen. Römer starb bereits 1893, seine Witwe
war der Aufgabe nicht gewachsen und blieb mit ihren Verpflichtungender Landesbank bezw. dem
Landlllmenvcrband gegenüber im Rückstand. Die Folge war die Einleitung der Subhastation
und Erwerb des Gutes seitens des Landarmenverbandes zum Preise von 63 207 Mark. Die
Anstalt sollte nunmehr zur Unterbringung von Idioten Verwendung finden; zu diesem Zwecke
wurde das Besitztuman die Franziskanerbrüder in Waldvreitbach für 72 000 Mark verkauft. Den
Kaufpreis und eine Summe von 18 000 Mark zum Ausbau der Anstalt gab wieder die Landes¬
bank. Während der Ausgestaltungsarbeitentraten die strengerenBestimmungenüber die Einrichtung
von Privat-Irrenanstalten vom 20. September 1895 in Kraft, und nun erwies sich die Anstalt als
für den in Aussicht genommenenZweck ungeeignet. Der Kaufvertrag wurde aufgelöst und in
einem Pachtvertrag übernahm der Verein für katholischeArbeiterkolonienden Besitz für eine Iahres¬
pacht von 1000 Mark auf 6 Jahre, Um die Anstalt für die Zwecke des Vereins für katholische
Arbeiterkoloniennutzbar zu macheu, mußteu wiederum 10 000 Mark von feiten des Landarmen¬
verbandes aufgewendetwerden.

Die Gesamtaufwendungenbetragen nunmehr 99 200 Mark, die zu 3 ^2 Prozent zu ver»
zinsen und mit 1 Prozent zu tilgen waren; das ist der Betrag in Titel IV 4 des Landarmen-
Haushaltsplans.

Der am 1. April 1903 stillschweigend verlängerte Pachtvertrag wurde zum 1. April 1905
seitens des Vereins für katholische Arbeitskolouieugekündigtund so sieht sich die Provinz vor die
Frage der anderweiten Verwendung des Gutes gestellt. Zunächst war geplant, dasselbe Anstalts¬
zwecken eventl. der Fürsorgeerziehung zu widmen, indeß es stellte sich heraus, daß höchstens
50 Zöglinge und dazu noch durchaus unzureichenddort würden Unterkommenfinden können. Die
Landes>Versicherungsanstaltist auf ein Angebot des Gutes zur Verwendung als Invalidenheim
nicht eingegangen; klösterliche Niederlassungen haben die Übernahme ebenfalls abgelehnt, und so
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bleibt nur der Verkauf übrig. Trotz vielfacher Aunoncen und allseitiger Bemühungen war nur
ein einziger Knufliebhaberausfindig zu machen, und das war der Landwirt und Gemeindevorsteher
Hubert Klöcker in Uift, mit dem der Herr Landeshauptmann vorbehaltlich der Zustimmung des
Provinziallandtages einen Vertrag abgeschlossen hat. Der Kaufpreis beträgt 40 000 Mark und
ist bar bei der Auflassungzu entrichten. Die Auflassungerfolgt sofort nach Genehmigung seitens
des Provinziallandtages, Der Besitzantritt, der Übergang der Lasten und Nutzungen erfolgt am
1. April 1905. Sämtliche Gebühren und Kosten trägt der Käufer.

Hin höherer Kaufpreis war nach wiederholtersachverständiger Schätzung nicht zu erzielen
bezw. zu erwarten. Die aufstehendenGebäude sind für landwirtschaftlicheZwecke, weil zu groß,
möglichstungeeignet, und sehr reparaturbedürftig; dazu liegt die Wohnung oben auf dem Berg,
während die Ökonomiegebäudean dessen Fuhe stehen. Das Gut ist auch zu klein für eine
ausreichendelandwirtschaftlicheExistenz,

Das oben erwähnte Darlehen von 99 200 Mark hat sich inzwischen durch Tilgung und
den Verkauf einer Parzelle an den Fiskus auf 89 349 Mail 72 Pf. ermäßigt; zur weiteren Ver¬
minderung soll der Kaufpreis dienen; es bleiben dann noch 49 479 Mark, 72 Pf. welche aus
Titel IV 4, des Haushaltsplanes für das Landarmenwefen allmählich Deckungfinden können.
Weiterhin wäre dazu zu verwenden die, beim Rechnungsabschluß1904 zu erwartende Ersparnis
bei dem Zuschuß der Provinz für das Landarmenwefen.

Die II. Fachkommissionbeehrt sich entsprechendder Vorlage des Provinzialausschusses
vorzuschlagen:

„Der Provinziallandtag wolle beschließen:
1. den zwischendem Landeshauptmann und dem Landwirt und Gemeindevorsteher

Hubert Klöcker in Urft über das Besitztumdes Rheinischen Landarmenverbandesin
Urft getätigten Kaufvertrag vom 6. Dezember 1904 zu genehmigen;

2. den Landeshauptmann mit der Ausführung des vorgenannten Kaufvertrages zu
beauftragen und ihn insbesondere zu bevollmächtigen,die Auflassuugder zu dem
Besitztum des Rheinischen Landarmenverbandes in Urft gehörigenGrundstückean
den genannten Hubert Klöcker vorzunehmen;

3. zu genehmigen,daß der Kaufpreis verwendet werde:
u,) zunächst zur Deckung der unter Titel IV Nr. 4 des Haushaltsplanes für

das Landarmenwefen für das Jahr 1904 entstehendenEtatsüberschreituugen
sodann

d) zur teilweisen Abtragung der von der Landesbank der Rheinpruvinz zum
Erwerb und Ausbau des Besitztums des Rheinischen Landarmenverbandes in
Urft gewährten Darlehns von 99 200 Mark;

4. endlich zu genehmigen, daß wenn der im Haushaltsplane für die Verwaltung des
Landarmenwefens der Rheinprovinz für das Jahr 1904 unter Titel II der Ein¬
nahmen vorgesehene Zuschuß aus Provinzialmitteln in Höhe von 1605 000 Mark
nicht ganz erforderlich sein sollte, der etwaige Minderzuschußzur weiteren Abtragung
des unter Nr. 3 b genannten Darlehns verwendet werde."

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung — schließe sie, da sich niemand zum
Wort meldet und darf ohne besondereAbstimmung feststellen, daß das hohe Haus dem Antrage
seiner Fachkommission beigetreten ist.

Damit ist unsere Tagesordnung erledigt.



4^5. RheinischerProvinziallandtag, 4. Sitzung am 16. März 1905, 113

Meine Herren! Für die morgige Sitzung wird folgendeTagesordnung vorgeschlagen:
1. Eingänge.
2. Antrag der Wahlprüfungskommission zu den stattgehabtenErsatzwahlen für den Provinziallandtag.
3. Antrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend

die künftige Einstellungeines jährlichenBetrages zur Abschreibung auf die maschinellen Anlagen
der Provinzialcmstaltenin den Haushaltsplan.

4. Antrag der II. Fachkommissionzum Haushaltsplan über die Kosten der Leitung und Beauf¬
sichtigung der baulichenUnterhaltungsarbeiten sowie über die Abschreibungenauf maschinelle
Anlagen in den Prouinzialanstalten.

5. Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan der Provinzial-Arbeitsanstalt zu Brauweiler.
6. Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan des Landarmenhauseszu Trier.
7. Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Unterstützungmilder Stiftungen

und Wohltätigkeitsanstaltenusw,
8. Antrag der I. Fachkommission zur Petition der Straßenmeister um Anstellung auf Lebenszeit

und Einrangierung in eine höhere Dienstklasse.
9. Antrag der I. Fachkommissionzu der Petition des Straßenmeisters Grimnitz in Dülken um

Gehllltsnachprüfung.
10. Antrag der I. Fachkommission zu der Petition der Bureaugehilfenum

Aufbesserung des Gehaltes und Verleihung einer anderen Amtsbezeichnung.
11. Antrag der I. Fachkommissionzu der Petition des MusiklehrersEngels an der Provinzial-

Blindenanstlllt in Düren um Gehaltsaufbesserung.
12. Annag der I. Fachkommissionzu der Petition des RheinischenGemeindeförster-Vereinsum

Verbesserung ihrer Diensteinkommensverhältnisse.
13. Antrag der I. Fachkommission zu der Petition des Straßenaufsehers a. D. Weber um Auf¬

hebung der Kündigung des Dienstverhältnisses.
Damit würde die Tagesordnung für morgen erledigt sein. Es war noch ein weiterer

Antrag auf die Tagesordnung gesetzt. Dieser wird aber auf Wunsch des Berichterstatters, der
morgen verhindert ist, auf Samstag verschoben werden müssen.

Meine Herren! Ich beabsichtige,die Sitzung morgen mit Rücksichtdarauf, daß ein
großer Teil der Herren gegen zwei Uhr zur Besichtigungder Hebammenlehranstaltin Elberfeld
dorthin fahren will, auf elf Uhr anzusetzen. Dann werden wir in der gegebenen Zeit die Tages¬
ordnung — nehme ich an — erledigenkönnen.

Wenn also von keiner Seite ein Bedenkenerhoben wird, dann würde ich so verfahren.
Meine Herren! Ich bemerke dabei, daß ich die Absicht habe, am Samstag auf 10 Uhr

die Sitzung anzusetzen. Da würde nur die eine Sache herangenommenwerden, die auf Wunsch
des Berichterstatters auf Samstag verschobenwerden mußte, und außerdem würden die üblichen
Rechnungsprüfungenund Entlastungen auf die Tagesordnung kommen, so daß ich annehme, daß
sich die Tagesordnung in einer Stunde erledigen lassen wird. Wir haben es in anderen Jahren
ebenfalls so gemacht.

Das findet Ihre Billigung. Dann schließe ich unsere Sitzung.
Schluß 2°/. Uhr.
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